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Unsere Werte: Heimat, Freiheit, Sicherheit
Fiir Freiheit, Verantwortung und Gemeinschaft

Fir unser Menschenbild ist die untrennbare Verbindung von Freiheit und Verantwortung
charakteristisch. Wir stellen uns gegen jede Umgestaltung unseres Landes nach einseitigen
ideologischen Prinzipien, gegen linksgriine Indoktrination an Schulen, gegen alle Versuche, die Blrger
»umzuerziehen”, und gegen jede Art von Quoten, die bestimmte Menschengruppen ungerechtfertigt
privilegieren. Wir stehen fiir den Erhalt unserer Heimat und das Erbe unserer Vorfahren, das im
Volkerrecht verankerte Selbstbestimmungsrecht der Volker und den Fortbestand unseres Volkes.
Einblrgerung ist moglich, aber sie kann erst am Ende einer gelungenen Integration stehen.

Das Volk bleibt der Souveran

Die politische Entscheidungsfindung wird oft durch den Einfluss von Lobbyisten und
Nichtregierungsorganisationen (NGOs), etwa das Weltwirtschaftsforum (WEF) und Umweltverbande
wie die Deutsche Umwelthilfe, beeinflusst. Parallel dazu verlagern Bundes- und Bayerische
Staatsregierung staatliche Hoheitsrechte an supranationale Organisationen wie die EU, die UNO oder
die WHO. Beides fiihrt zu einer Auflosung der Souveranitat Bayerns und Deutschlands. Die AfD fordert
die Riickverlagerung demokratischer Souveranitdtsrechte an die Parlamente und fiir die Tatigkeit in
Lobbyorganisationen eine Karenzzeit von flinf Jahren fir ehemalige Mitglieder der Staatsregierung und
des Landtags.

Kontrolle politischer Entscheidungstriger statt Uberwachung der Biirger

Einen Uberwachungsstaat, der seine Biirger digital Giberwacht und kontrolliert, lehnt die AfD ab. Die
Ideologie des ,,Great Reset” betrachten wir als einen Angriff auf Freiheit und Blrgerrechte. Daher
lehnen wir auch die Abschaffung des Bargelds, die Einfiihrung einer ,Digitalen Identitat” oder
linksgriine Versuche, die Freiheit der Menschen durch sogenannte ,Okotoken” oder ein
personalisiertes CO2-Budget zu beschneiden, ab. Die AfD setzt sich auf allen Ebenen fiir Freiheit und
Selbstbestimmung ein und wird eine Uberwachung und Kontrolle samtlicher Lebensbereiche
verhindern.

Nie wieder Lockdowns!

Die Bayerische Staatsregierung hat mit ihren Corona-MaRnahmen die Birger- und Freiheitsrechte
unverhiltnismaRig und damit verfassungswidrig eingeschrinkt, die Offentlichkeit falsch informiert,
Ungeimpfte diskriminiert, Erziehung und Unterricht verantwortungslos eingeschrankt und grofRen
wirtschaftlichen Schaden angerichtet. Dies muss politisch, juristisch und wissenschaftlich umfassend
aufgearbeitet werden, auch um eine Wiederholung derartiger staatlicher Ubergriffe zu verhindern.
Das Bundesverwaltungsgericht hat am 22. November 2022 festgestellt, dass die von der Bayerischen
Staatsregierung verhangte Ausgangsbeschrankung rechtswidrig, da unverhaltnismalig war. Die AfD
fordert daher, dass die zustdndigen Entscheidungstrdger, insbesondere Ministerprasident Markus
Soder aufgrund dieser illegalen Beschrankung fundamentaler Biirgerrechte Konsequenzen tragen
mdissen.



Bayern in Deutschland und der Welt

Bayern zuerst!

In Deutschland und Bayern haben die Birger ihr Vertrauen in die Politik verloren. Die Ursache liegt in
der Abgehobenheit einer politischen Klasse, die sich dem eigenen Volk nicht mehr verpflichtet fuhlt
und es nur noch als Verfiigungsmasse fiir ihre sozialistischen Experimente sieht. Die AfD steht fiir einen
fundamentalen Politikwechsel in Bayern und Deutschland und fordert ein Ende der Selbstaufgabe und
Selbstzerstdrung unseres Landes.

Deutschland als Mittler statt als Kriegspartei

Seit 2014 herrscht in der Ukraine ein schwerer militarischer Konflikt, der am 24. Februar 2022 eskaliert
ist. Die AfD halt es flir die Aufgabe der kriegsfiihrenden Parteien, zu einem friedlichen Miteinander
zuriickzufinden. Wir appellieren an die Regierungen Russlands und der Ukraine, umgehend
Friedensverhandlungen aufzunehmen.

Die Einmischung auslandischer Machte, die von ihren eigenen Interessen geleitet werden, hat sich in
diesem Konflikt bisher als wenig hilfreich erwiesen. Es besteht die Gefahr, dass Deutschland und
Bayern durch die Parteinahme der Bundesregierung fir die Ukraine in den Krieg hineingezogen
werden. Aus Bayern werden schwere Waffensysteme in ein Kriegsgebiet geliefert, und ukrainische
Soldaten werden auf Truppentibungsplatzen in Bayern ausgebildet. Die Bundesregierung hat damit ihr
bisher geltendes Prinzip aufgegeben, keine Waffen in Krisengebiete und erst recht nicht in
Kriegsgebiete zu liefern. Wir fordern von der Bayerischen Staatsregierung eine klare Verurteilung der
Waffenlieferungen an die Ukraine.



Demokratie und Birgerrechte

Mehr Demokratie nach Schweizer Vorbild

Immer ofter wird durch Regierungen in strittigen Fragen die staatliche Willensbildung an ,,Biirgerrate”
ausgelagert, um deren Empfehlungen dann gegen die demokratischen Souveranitatsrechte und
gesetzlichen Partizipationsmaoglichkeiten der Blrger auszuspielen. Im Gegensatz hierzu fordert die AfD
eine Senkung bestehender Hirden fiir Volksabstimmungen auf Landes-, Bezirks- und Landkreisebene,
eine Moglichkeit, Regierungsorgane bei eklatanter Fehlleistung abwahlen zu kdénnen, sowie
unabhangige Beratungsstellen fiir Volksabstimmungen auf allen staatlichen Ebenen.

Demokratische Mindeststandards in der Gewaltenteilung durchsetzen

Um im Sinne der Rechtsstaatlichkeit eine konsequente Gewaltenteilung zu gewahrleisten, fordert die
AfD eine von der Politik unabhdngige Auswahl der Richter sowie eine unabhangige Staatsanwaltschaft,
die entsprechend europaischen Mindeststandards nicht mehr an die politisch motivierten Weisungen
des Justizministers gebunden sein darf.

Wabhlrecht reformieren

Der Bayerische Landtag ist mit seinen derzeit 205 Abgeordneten zu grol8 und zu teuer. Wir mdchten
ihn auf hochstens 180 Mitglieder beschranken. Dieses Ziel wollen wir mit einer Verringerung der
Anzahl der Stimmbkreise erreichen. AuBerdem méchten wir die Amtszeit des Ministerprasidenten auf
zwei  aufeinanderfolgende  Legislaturperioden  begrenzen. Abgeordnete sollten, statt
Lebenszeitpolitiker zu werden, hochstens zwei Mal hintereinander in den Landtag gewahlt werden
kénnen. Zur Starkung der Demokratie wollen wir die Dauer der Legislaturperiode wieder von fiinf auf
vier Jahre senken. Das aktive Wahlrecht muss an die Volljahrigkeit gebunden bleiben. Im Sinne der
Gewaltenteilung wollen wir verhindern, dass ehemalige Ministerprasidenten, Minister und
Landtagsabgeordnete dem Bayerischen Verfassungsgerichtshof angehoren.

Verfassungsschutz reformieren

In Deutschland werden, entgegen europdischen Mindeststandards der Demokratie, Bundes- bzw.
Landesamter filir Verfassungsschutz teilweise zur gezielten Diskreditierung und Unterdriickung der
demokratischen Opposition missbraucht. Die AfD tritt dieser insbesondere gegen sie gerichteten
Instrumentalisierung des Verfassungsschutzes entschieden entgegen. Der Verfassungsschutz darf kein
Schutz der Regierung vor unerwinschter, aber selbstverstandlich legitimer Kritik sein. Der
Verfassungsschutz hat lediglich dazu beizutragen, staatsgefahrdende Handlungen wie beispielsweise
von islamistischen Organisationen zu unterbinden, nicht aber die Gesinnungen von Birgern zu
bewerten und in die Willensbildung von Parteien einzugreifen.


Notebook Notebook
Fragwürdig


Trennung von Kirche und Staat

Jahrlich zahlt Bayern ca. 100 Millionen Euro an die groBen Kirchen als Ausgleichsleistung fiir die
Sakularisierung zu Beginn des 19. Jahrhunderts. Die AfD fordert die Ablosung dieser obsoleten
Staatsleistung. Dienstleistungen der Kirche fir die Gesellschaft sind im Einzelnen abzurechnen. Des
Weiteren fordern wir ein Ende des staatlichen Einzugs der Kirchensteuer. Falls die Kirchen
ausreisepflichtigen Migranten weiterhin ,Kirchenasyl” gewahren oder die widerrechtliche Schlepperei
von NGOs (,,Seenotrettung”) materiell unterstiitzen, missen ihnen Steuervorteile gestrichen werden.

Opposition in kommunalen Gremien gesetzlich schiitzen

Das bayerische Kommunalrecht muss auch kleinen Oppositionsparteien einen Schutz in kommunalen
Gremien bieten. Ausschussgemeinschaften von Kleinstparteien diirfen nicht dazu dienen, die AfD
entgegen dem Wahlerwillen von der Reprasentation in Ausschiissen auszuschlieBen. Das
Minimalreprasentationsprinzip ist fir alle Parteien zu gewahrleisten. Sitzverteilungsverfahren fir
Ausschiisse und die Mindestanzahl an Mitgliedern einer Fraktion in Gemeinderdten oder Kreistagen
sollten gesetzlich festgelegt werden, um Willkiir durch beliebige Ausgestaltung der vom Gremium
beschlossenen Geschaftsordnung zu verhindern. Weiterhin sollten Fraktionen in kommunalen
Gremien auch ein Antragsrecht erhalten, wie im Bayerischen Landtag Ublich. Undemokratischen
Vorprifungsverfahren, mit denen seitens der Verwaltung Antrage von der Behandlung ausgeschlossen
werden sollen, stellt sich die AfD entschieden entgegen.Eine Reform des bayerischen Kommunalrechts
sollte einem Missbrauch von Zahlungen fir Fraktionssitzungen landesweit einen Riegel vorschieben.

Richterwahl neutral gestalten

Eine unabhangige Justiz ist die Grundvoraussetzung eines jeden Rechtsstaates. Die Exekutive halt die
Gerichte und Staatsanwaltschaften bislang jedoch in vielfdltiger Abhéangigkeit. Personal- und
Sachmittel weist der Finanzminister zu oder streicht sie wieder nach Haushaltslage. Auch die
Entscheidung Uber die Einstellung von Richtern und Staatsanwiélten treffen Politiker Uber ihre
nachgeordneten Bediensteten.

Der im Grundgesetz verbriefte Anspruch der bayerischen Biirger auf Zugang zur Justiz, ein faires
Verfahren sowie eine zligige Entscheidung und die Mdoglichkeit Rechtsmittel einzulegen bleibt dabei
mitunter auf der Strecke. Politische Einfliisse wie Partei- und Kabinettsdisziplin hindern die
Justizminister, die nétige Abhilfe zu schaffen.

Die AfD teilt daher die Forderung des deutschen Richterbundes nach einer selbstverwalteten Justiz,
wie sie in fast allen Staaten Europas Ublich ist. Die Justiz muss sich wie Legislative und Exekutive in
ihren Organisationsbereichen selbst verwalten kdnnen.



Inneres, Recht und Sicherheit

Innere Sicherheit wieder gewahrleisten

Die Gewahrleistung der inneren Sicherheit ist eine Kernaufgabe des Staates. Mit unverhaltnismaRigen
SparmaRnahmen, der Politik der , offenen Grenzen” und einer immer umfassenderen Uberwachung
der Birger gefahrdet die Staatsregierung unsere Sicherheit und Freiheit. Terrorangriffe,
Messerattacken, Ehrenmorde und andere Gewaltdelikte, aber auch die wieder stark steigende Zahl
von Einbriichen und Betrugsdelikten sowie die ausufernde Drogenkriminalitat zeigen, dass es um die
Sicherheit der Biirger schlecht bestellt ist. Die Gewaltexzesse der linksextremen ,Antifa”,
migrantischer Jugendbanden oder auch die StraRenblockaden von Gruppierungen wie der ,Letzten
Generation” in den StralRen Bayerns machen deutlich, wie sehr die 6ffentliche Ordnung Schaden
genommen hat. Wir werden die Ursachen bekdampfen und der zunehmenden Verrohung unserer
Gesellschaft entgegenwirken.

Grenzschutzoffensive Bayern

Die AfD setzt sich dafiir ein, dass die Bayerische Polizei in enger Abstimmung mit der Bundespolizei
regelmaRige Grenzkontrollen zur Verhinderung illegaler Einreisen aufnimmt. Hierfiir sind
Kooperationsvertrage mit der Bundespolizei auszuarbeiten, die die Grenzkontrollen rechtskonform
ausgestalten.

Konsequentes Vorgehen gegen Extremismus, Clans und No-Go-Areas

Die AfD Bayern verurteilt jede Form des Extremismus. Unser Rechtsstaat muss wehrhaft sein gegen
jede Unterwanderung, Zersetzung oder Zerstorung unserer freiheitlich-demokratischen
Grundordnung. Wahrend der Fokus von Regierung und Medien auf einem unverhaltnismaRig
aufgeblahten und einseitig politisierten ,,Kampf gegen Rechts” liegt, dessen finanzielle Profiteure
insbesondere aus der radikalen Linken stammen, werden andere, vielfach gréRBere und substanziellere
Gefahren flr unsere Freiheit und Sicherheit stiefmtterlich behandelt oder gar ignoriert. Hier sind vor
allem der Linksextremismus, der religidse Fanatismus (insbesondere der politische Islam) und der
Klimaextremismus zu nennen.

Wir fordern den Schutz unserer Freiheit und Demokratie ohne ideologische Verzerrung. Dabei ist uns
wichtig, dass bei polizeilichen Malnahmen stets die VerhaltnismaRigkeit gewahrt bleibt und im Einsatz
gegeniber dem Biirger nur die am wenigsten freiheitseinschrankenden Mittel gewahlt werden. Die
AfD Bayern lehnt die Kriminalisierung gewaltfreier Regierungskritik entschieden ab. Die demokratische
Opposition darf nicht eingeschrankt, verunglimpft oder durch eine manipulative Umdeutung von
Begriffen als ,extremistisch” delegitimiert werden. Die wahren Gefahren lauern woanders:
Insbesondere die Radikalisierung von Islamisten, die in Bayern bereits mehrfach zu religiés motivierten
Anschldgen fihrte, muss wirksam bekdampft werden. Ebenso bedroht die Entstehung von ,No-Go-
Areas” unsere Sicherheit, denn sie schaffen Riickzugsraume fiir Kriminelle und Extremisten.



In jlingster Zeit stellt uns der Klimaextremismus von Gruppen wie der , Letzten Generation” vor neue
Probleme, weil die Radikalisierung der Beteiligten stetig zunimmt und bis in die Mitte der Gesellschaft
reicht. Die Entstehung einer gewalttdtigen ,Klima-RAF“ deutet sich an. Die bayerischen
Sicherheitsbehdrden und die Justiz missen diese Gefahr endlich angemessen adressieren sowie die
Hintermanner, Strukturen und Finanziers ermitteln. Bayern darf kein sicherer Hafen fir
Klimaextremisten sein!

Nutzlose Verscharfung des Waffenrechts verhindern

UnverhaltnismaBige Waffenrechtsverscharfungen zulasten unbescholtener Blirger sowie die immer
starkere Gangelung durch Behdrden gefdahrden die Jagd, den Sport sowie die Traditionspflege in
Bayern. Wir stellen uns gegen jede sinnlose Verscharfung des Waffenrechts, da das eigentliche
Problem der Waffengewalt durch die nicht erfassten in Umlauf befindlichen illegalen Waffen
hervorgerufen wird. Weiterhin lehnen wir die Errichtung sogenannter , Waffenverbotszonen” ab, die
mit massiven Freiheitseingriffen ineffektiv nur Symptome bekdampfen, statt die Probleme an der
Wurzel anzupacken. Grundsétzlich wollen wir die Kultur des Misstrauens eines lbergriffigen Staates
vermeiden und ein Waffenrecht etablieren, das die Bediirfnisse der Traditionspflege, der Jagd, des
Sportes und der Selbstverteidigung schitzt. Europaische Demokratien wie die Schweiz oder
Tschechien zeigen, dass sich eine sichere und freie Gesellschaft sehr gut mit dem Recht auf
Waffenbesitz vereinbaren lasst.

Fiir mehr Sicherheit und effektive Verbrechensbekimpfung — Bayerns Polizei und Justiz
starken

Sicherheit ist ein Grundbediirfnis der Bilrger und ihre Gewahrleistung die Kernaufgabe des Staates.
Nicht nur die Aufklarung von Straftaten muss konsequenter durchgesetzt werden, auch die Pravention
sollte deutlich gestarkt werden. Hierzu bedarf es einer Entbilrokratisierung des Polizeidienstes und
eine verstirkte Prisenz von Polizeibeamten in der Offentlichkeit. Die Befugnisse von
Sicherheitsbehérden und der Judikative sind stets so zu begrenzen, dass die Freiheitsrechte des
Einzelnen gewahrt bleiben. Dies macht auch eine bestindige Uberpriifung der Befugnisse von
Sicherheitsbehdrden notwendig-Die Freiheit der Blrger darf nicht der Kriminalitdtsbekampfung zum
Opfer fallen. Wir fordern eine moderne Ausstattung unserer Polizisten, lehnen aber jede Form einer
»Militarisierung” der Polizei ab. Den konsequenten Einsatz von Bodycams und Dashcams zur
polizeilichen Beweissicherung im Einsatz beflirworten wir ausdricklich.

Bessere Ausbildung fiir Polizisten

Um eine effektive Polizeiarbeit leisten zu kénnen, muss der Freistaat Polizisten die Moglichkeit bieten,
sich im Rahmen von praxisnahen Aus- und Weiterbildungen standig an die Herausforderungen des
Berufsalltags anpassen zu kdnnen. Eine gute Ausstattung ist daflir ebenfalls unverzichtbar. Als AfD
unterstitzen wir die Forderung nach der Beschaffung von Stichschutzwesten und Distanz-Elektro-
Impulswaffen (Taser) flr die Beamten. Die praktische Fortbildung muss intensiviert werden, von



jahrlichen Kursen, die aktuelle Gesetzesanderungen in Bezug auf den Polizeidienst erklaren, bis hin zu
einem intensiven, an die Herausforderungen des Alltags angepassten SchieBtraining im Dienst.

Polizeiaufgabengesetz mit AugenmaR

Die Reformen des Polizeiaufgabengesetzes haben die Befugnisse des Staates auf Kosten der Freiheit
der Blrger drastisch ausgeweitet, ohne damit jedoch ein Mehr an Sicherheit zu schaffen. Immer
autoritdarer werdende Gesetze konnen nicht Uber das Versagen der Staatsregierung bei der
Bekampfung von Kriminalitdt hinwegtdauschen. Die konsequente Anwendung der bestehenden
Gesetze und die Unterstitzung der Judikative bei ihrer Arbeit wiirden ausreichen, um die Kriminalitat
effektiv zu bekampfen. Ebenso lehnen wir die durch die Reformen entstandene Ausweitung des
Unterbindungsgewahrsams ab. Die AfD Bayern steht unmissverstandlich fir die Riicknahme dieser
unbotmaRigen Verscharfungen im Polizeiaufgabengesetz.

Justiz entblirokratisieren — Judikative starken

Lange Wartezeiten, liberbiirokratisierte Prozesse und die teilweise politische Instrumentalisierung von
Staatsanwaltschaften lassen das so wichtige Vertrauen der Birger in den Rechtsstaat erodieren.
Deshalb fordern wir eine personelle Starkung und eine Reformierung der bayerischen Justiz. Wir
wollen entsprechend europaischen demokratischen Mindeststandards die Weisungsgebundenheit der
Staatsanwaltschaften abschaffen, um politischen Missbrauch zu verhindern und die Trennung von
Exekutive und Judikative zu gewahrleisten. Unsere Gesetze gelten fir jeden, der in unserem Land lebt.
Eine Paralleljustiz, etwa durch Scharia-Gerichte, oder ,Kulturrabatte” bei Verurteilungen von
Straftatern aus anderen Kulturrdumen darf es niemals geben.

Vertrauen in das Gesetz festigen

Die Gesetzgebung im Freistaat muss sich wieder nach den tatsachlichen Bediirfnissen der Blirger und
den dafiir notwendigen Voraussetzungen im Staate richten. Die Rechtssicherheit als elementarer Teil
des Rechtsstaatsprinzips wurde durch die Staatsregierung — z.B. durch die haufig novellierte und oft
unklar formulierte Bayerische InfektionsschutzmaRnahmenverordnung — schwer geschadigt. Den
Missbrauch der Rechtssetzung als Werkzeug fiir Reformen und Verbote durch die Hintertir weisen wir
entschieden zuriick. Der Biirger hat einen Anspruch auf Bestandigkeit, Klarheit und Vorhersehbarkeit
von Rechtsnormen sowie auf die an diese gebundenen konkreten Rechte und Pflichten. Die AfD
fordert, dass die Rechtspolitik wieder an dieses Prinzip gebunden wird — ob bei der Anderung lange
bestehender und dringend reformbeddrftiger Regelungen oder der Schaffung neuer Vorschriften.

BuB- und Verwarnungsgeldmissbrauch stoppen

Der Einsatz von Geschwindigkeitsmessungen sowie die Parkraumiberwachung sind wichtige Beitrage

zur Sicherung der o6ffentlichen Ordnung und zur Durchsetzung der StraBenverkehrsordnung. Der

Einsatz darf sich jedoch nur an diesen Zielen orientieren und nicht etwa der Verbesserung der

kommunalen Kassenlage dienen und lbertrieben werden. Geschwindigkeitsmessungen sind deshalb

auf besonders neuralgische Stellen wie Unfall-Hotspots oder die Umgebung von Schulen und
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Kindergarten sowie Spielplatze zu fokussieren. Ordnungstechnisch hochst fragwirdigen Aktivismus
wie den ,Blitzmarathon” lehnen wir entschieden ab.

Gegen flachendeckende Videoiiberwachung

Dem Trend zu einer immer flaichendeckenderen Videoliberwachung stellen wir uns entgegen. Die
birgerlichen Grund- und Freiheitsrechte dirfen nicht untergraben werden. Der Einsatz von
Videoliberwachung ist stets kritisch zu priifen und nur an Kriminalitatsherden zuzulassen. Weil jedoch
keine Kamera ein Verbrechen verhindern kann, sollte der Fokus wieder starker auf die Pravention von
Straftaten gerichtet werden. Hierzu bedarf es einer starkeren Prasenz von Polizisten auf unseren
StralRen sowie die Einrichtung dezentraler Dienststellen an Brennpunkten.

Erhalt und Ausbau der Bundeswehrstandorte in Bayern

Die Bayerische Staatsregierung hat dem Uberzogenen Abbau von Bundeswehrstandorten, darunter
auch der SchlieBung von Traditionsstandorten in Bayern, jahrelang tatenlos zugesehen. Damit wurde
die gerade in Bayern besonders ausgepragte soziale und wirtschaftliche Verbindung der Bevélkerung
mit der Bundeswehr nachhaltig geschwacht. Die AfD fordert ein starkeres Engagement der Bayerischen
Staatsregierung fir die Bundeswehr in Bayern und in Deutschland. Bayern benétigt als groRes
Flachenland ein starkes Sicherheitsriickgrat und sollte insbesondere in Zeiten groRer sicherheits- und
verteidigungspolitischer Herausforderungen fiir eine starke, in unserer Heimat verankerte
Bundeswehr eintreten. Im Zuge der geplanten Verstarkung auf 203.000 Dienstposten fiir Soldaten
sowie einer Erhohung des Umfangs an zivilen Dienstposten bei der Wehrverwaltung fordert die AfD
die Staatsregierung auf, fiir die Stationierung eines deutlichen Anteils der neuen Dienstposten im
Freistaat aktiv einzutreten.



Asyl und Migration

Kulturfremde Masseneinwanderung — das verdrangte Langzeitproblem

Die unkontrollierte Masseneinwanderung der letzten Jahre hat in Bayern zu Problemen gefiihrt, die
langfristig kaum beherrschbar sind. Konsequentes Handeln zum Schutz unserer sozialen Sicherheit und
der Staatsfinanzen ist dringend erforderlich. MaRnahmen gegen illegale Einwanderung sowie Regeln
fir eine kontrollierte, in der Regel zeitlich befristete Migration Hochqualifizierter in unseren
Arbeitsmarkt nach kanadischem Vorbild sind genauso unerldsslich wie der Schutz unserer
Werteordnung vor weiter fortschreitender Islamisierung und Afrikanisierung. Die Staatsbirgerschaft
wird im Regelfall von den Eltern Glbernommen und sollte daher wieder an das verfassungskonforme
Abstammungsprinzip gebunden werden, das bis 1999 giiltig war. Eine Vergabe der Staatsbilrgerschaft
durch Einblrgerung muss vorrangig deutschen Interessen dienen.

Nein zu Asylmissbrauch und Kirchenasyl

Gleiches Recht muss fir alle gelten. Es widerspricht elementaren rechtsstaatlichen Prinzipien, wenn
religiose Einrichtungen einen Sonderstatus fir sich in Anspruch nehmen und die rechtmafige
Abschiebung von ausreisepflichtigen Personen verhindern. Wir mdchten, dass Bayern sich dafir
einsetzt, dass die Vereinbarung zwischen dem BAMF und den Kirchen aufgehoben und die Praxis des
sogenannten Kirchenasyls sofort beendet wird.

100 Prozent Abschiebequote

Die AfD macht sich dafiir stark, jeden ausreispflichtigen Auslander innerhalb von spatestens sechs
Monaten abzuschieben. Das Ziel muss eine bayerische Abschiebequote von 100 Prozent aller nicht
aufenthaltsberechtigten Personen sein. Hierflir miissen die Auslanderbehdrden in Bayern der Polizei
und den Strafverfolgungsbehdrden in Abschiebefragen gleichgestellt werden. Insbesondere sind bei
der Polizei die erforderlichen personellen und logistischen sowie infrastrukturellen Strukturen zu
schaffen. Die Beziehungen Bayerns zu anderen Regionen und Landern dieser Welt sollten dazu genutzt
werden, Rickflihrungen in die entsprechenden Staaten zu erleichtern.

Migrationskosten begrenzen

Wir unterstiitzen eine Reform des Asylrechts und der entsprechenden internationalen Vertrage, damit
deutsche Interessen starker beriicksichtigt werden. Humanitare Hilfe wollen wir vorwiegend in den
Krisenlandern oder sicheren Nachbarldndern in der Region anbieten, nicht in Deutschland. Die
Aufnahme von Kriegsfliichtlingen aus Europa soll — wenn keine Versorgung in der Nahe der
Konfliktregion moglich ist — nur aus aktuell umkampften Gebieten und nur fir die Dauer der
Kampfhandlungen moglich sein. Sozialleistungen nach dem Aufenthaltsrecht sollen sich starker am
europaischen Durchschnitt orientieren.
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Der politische Islam gehort nicht zu Bayern

Der Islam hat das Ziel, Regeln in unsere freiheitliche Gesellschaft einzufiihren, die den 1.400 Jahre alten
Vorstellungen arabischer Volksgruppen entsprechen. Diese widersprechen dem Grundgesetz, da sie
staatliches Handeln unter religioses Primat stellen, die Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie
die Selbstbestimmung des Einzelnen ablehnen. Durch den Aufbau von Parallelgesellschaften mit
eigenem Rechtssystem (Scharia) untergraben sie unsere freiheitlich demokratische Grundordnung.

Islamisierung unserer Lebenswelt unterbinden

Unsere Rechtsordnung schitzt das religiose Bekenntnis. Dazu gehort insbesondere auch die Freiheit,
sich nicht nach den Sonderregeln — wie denen der Scharia — einer Religionsgemeinschaft zu verhalten.
Sonderregeln in Schwimmbadern fiir Moslems, eine ,,Scharia-Polizei” bzw. , Scharia-Gerichte” lehnen
wir strikt ab. Auch der 6ffentliche Muezzinruf ist einer christlichen, teilweise sakularisierten und
religios pluralen Gesellschaft nicht zumutbar. Die Zahlung von Steuergeldern an islamische
Organisationen wollen wir beenden, Auslandszahlungen an Moscheen und Moscheevereine in
Deutschland nach 6sterreichischem Vorbild unterbinden. Beim Neubau von Moscheen ist das Baurecht
streng auszulegen und insbesondere auf die Wahrung des Nachbarschaftsfriedens zu achten.

Die Unterdriickung der Frauen im Islam bekdampfen

Die Gleichberechtigung von Mann und Frau ist nicht verhandelbar. Grundlage einer Ehe muss die freie
Entscheidung beider Ehepartner sein. Kinderehen und Zwangsverheiratungen werden wir niemals
dulden. Genitalverstimmelung — insbesondere bei Frauen — ist eine gefahrliche Kérperverletzung und
daher strengstens zu verfolgen. Einen ,Kulturbonus” bei Gerichtsurteilen (etwa fiir Frauenmorde oder
sogenannte ,,Ehrenmorde”) lehnen wir entschieden ab. Wir wollen am Kopftuchverbot im 6ffentlichen
Dienst, in Kitas und Schulen festhalten.
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Energie

Giinstige Energie fiir Biirger und Unternehmen

Der Freistaat Bayern ist als Industrieland auf giinstige Energie angewiesen. Die AfD hat sich aus
wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Griinden gegen die gescheiterte sog. ,Energiewende”
ausgesprochen. Seit der letzten Landtagswahl 2018 haben sich die Preise fiir alle Energietrager extrem
verteuert. Diese Kosten verursachen vielfdltige Probleme flir private Haushalte; zahlreiche
Handwerksbetriebe missen das Geschéaft aufgeben, und ganze Industriezweige wandern ins Ausland
ab. Die Versorgungssicherheit ist in Gefahr. Die AfD Bayern moéchte den Dreiklang der Energiepolitik
aus Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltschutz wieder herstellen.

Energie- und Kraftstoffpreise senken — runter mit den Steuern!

Die Energiepreise fiir Strom, Warme und Kraftstoffe miissen sich zum Wohle der Bevolkerung und
aufgrund der Wettbewerbsfahigkeit der Industrie am Weltmarkt orientieren. Wir setzen uns auf allen
Ebenen dafiir ein, die CO2-Abgabe abzuschaffen, spezielle Energiesteuern und Stromsteuern zu senken
sowie die Umsatzsteuer fiir Energie generell und dauerhaft auf 7 Prozent zu senken, so wie es bei
Gutern des taglichen Bedarfs bereits tblich ist.

Freie Wahl der Energieversorgung — Nein zum geplanten Verbot von Holz6fen

Wir unterstiitzen jegliche dezentrale private und betriebliche Energieversorgung. Es muss garantiert
werden, dass die Energie aus modernen Anlagen zur Erzeugung von Warme, Kalte und Strom fiir den
Eigenbedarf der Blirger sowie der Industrie abgabenfrei ist. Wir setzen uns als konservative politische
Kraft flr die Schonung der natirlichen Ressourcen ein. Wir befiirworten daher die Energiegewinnung
aus nachwachsenden Rohstoffen, aber ohne staatliche Férderung. Das geplante Verbot von Holzéfen
lehnen wir entschieden ab. Der Erzeugung von synthetischen Kraftstoffen stehen wir aufgeschlossen
gegeniber.

Kernenergie gehort fest zum Energiemix

Weltweit werden grundlastfahige Kernkraftwerke (KKW) betrieben. Neue Anlagen werden in groRem
Umfang geplant und gebaut. In Deutschland hingegen wurden bestehende sichere KKW abgeschaltet
und Neubauten verhindert. Die AfD wird sich weiterhin fur die Inbetriebnahme bestehender und neuer
sicherer bayerischer KKW einsetzen, um dem Industriestandort Bayern und seinen Blirgern Energie zu
niedrigen Preisen zur Verfligung zu stellen. Wir wollen, dass Bayern sich an der Erforschung neuer
kerntechnischer Entwicklungen beteiligt, die die Nutzung gebrauchter Brennelemente zur
Energiegewinnung fir Hunderte von Jahren — oder bis zur Durchsetzung von Fusionsreaktoren —
ermoglichen.
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Atomare Wertstoffe und Abfalle

Fiir die Endlagerung schwach- und mittelaktiver Abfalle gilt bis heute die Lagerung der Abfille in
Salzstocken, z.B. in Gorleben, als beste Losung, weil nur dort ein hydrologisch sicherer Abschluss
gewahrleistet ist. Bayern besitzt keine vergleichbaren Salzlagerstatten. Fir mit aktueller Technik
verbrauchte Brennstoffreste bietet sich eine oberirdische Lagerung in Gorleben oder an
Kraftwerkstandorten an. Bei unterirdischer Lagerung muss die Riickholbarkeit unbedingt sichergestellt
sein, um zuklinftig neue Brennstoffe daraus zu gewinnen und gleichzeitig die Abfallmenge auf ein
Minimum zu reduzieren.

Klima ist das 30-Jahres-Mittel von Wetter

Unter dem Schlagwort , Klimapolitik” werden immer weitere Bereiche des Lebens und der Wirtschaft
von oben herab ideologisch gelenkt. Aus Sicht der AfD ist das weder gerechtfertigt noch akzeptabel.
Das Klima hat sich in der Erdgeschichte immer gedandert; ein Wunschklima zu definieren, ist vermessen.
Das Weltklima hangt nicht allein vom CO2 ab, welches zu 97 Prozent natiirlichen Ursprungs ist und nur
zu 3 Prozent vom Menschen freigesetzt wird. Der deutsche Anteil daran betragt weniger als 2 Prozent
bzw. 0,06 Prozent von der Gesamtmenge. Daher kann das Klima nicht von Deutschland oder Bayern
aus verandert werden.

Abhangigkeit von importierten fossilen Energietragern reduzieren — aber mit Verstand!

Bayerns Industrie und Privathaushalte nutzen fossile Brennstoffe im weltweiten Vergleich bereits
auBerordentlich effizient. Die AfD wird nicht zulassen, dass der Lebensstandard unserer Birger und
die Leistungsfahigkeit unserer Wirtschaft durch realitatsferne politische Entscheidungen und
Vorschriften ruiniert werden. Das Ziel muss eine grundlastfahige, diversifizierte Energieversorgung
sein. Die dem Umwelt- und Heimatschutz verpflichtete AfD beflirwortet einen effizienten Umgang mit
Ressourcen und den Schutz unserer Lebensraume durch den Einsatz modernster Technologie.

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) ersatzlos streichen

Flir neu zu bauende Anlagen wollen wir die Forderung durch das EEG abschaffen, weil es
unwirtschaftliche Technologien unterstiitzt und eine unsoziale finanzielle Umverteilung bewirkt.
Bestehende Vertrage mit Anlagenbetreibern missen eingehalten werden. Die AfD will Walder und
Naturschutzgebiete von EE-Anlagen freihalten und Vorrangflachen fiir Windenergieanlagen nur mit
Zustimmung der betroffenen Blirger ausweisen. Die bayerische 10H-Regelung fiir den Abstand von
Windradern zu Siedlungen muss bestehen bleiben. Vorgaben des Bundes und der EU zum Ausbau von
Windkraft- und Solaranlagen wird die AfD zum Schutz der Birger und der Umwelt so restriktiv wie
moglich auslegen.
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Umweltfeindliche und ineffiziente Wind- und Solarkraft

Verglichen mit Kiistenregionen oder siidlicher gelegenen Landern ist der Freistaat Bayern naturgemaf
ein unglnstiger Standort fur Solar- und Windkraft. Trotzdem werden im Freistaat zunehmend
Waldflachen fiir Windkraft gerodet, Ackerflichen zweckentfremdet und historische Bauten durch
Solarzellen ihres Charmes beraubt. Dariliber hinaus verschandeln Windindustrieanlagen unsere schéne
bayerische Landschaft zum Nachteil der Bevolkerung und des Tourismus. Des Weiteren schaden sie
den Bestdanden vieler Tierarten enorm und tragen zur Austrocknung der Boden bei. Bayern war stets
ein Importland fir Energie und Energietrager und wird dies auch bleiben. Die AfD will die Infrastruktur
fir den diversifizierten Energieimport ausbauen. Unsere Nachbarn planen, anders als Deutschland,
bereits den Bau von Kernkraftwerken u.a. flir den Stromexport.

Infrastruktur ans Klima anpassen, nicht umgekehrt

Aufgrund der Energiewende konnte im Jahr 2021 Strom im Wert von liber 800 Mio. Euro nicht in das
Netz eingespeist werden. Wir setzen uns flir den beschleunigten Ausbau der Stromtrassen, unter
Bericksichtigung der Interessen von Anwohnern und Naturschutz, vom windreichen Norden in den
windarmen Stiden ein. Die AfD spricht sich zudem fiir den zligigen Ausbau des Hochwasserschutzes
und von Abwasserleitungsnetzen aus, z.B. durch die Erstellung von Starkregenkonzepten auf
kommunaler Ebene. Neue Trinkwasserreserven sind zu erschlieBen, Land- und Forstwirtschaft an die
sich dndernden Klimabedingungen anzupassen. Investitionen in robuste Infrastrukturen haben fiir die
AfD Vorrang vor dem Bau weiterer Windrader.

Versorgungssicherheit und Effizienz durch Kraftwdarmekopplung

Die Abschaltung grundlastfahiger Kraftwerke zugunsten unzuverldssiger Wind- und Solarkraft
gefdhrdet die Versorgungssicherheit in Bayern, solange es keine geeigneten GroRspeicher gibt. Die
Gefahr eines groRflachigen Stromausfalls mit unabsehbaren Auswirkungen nimmt dadurch zu.
Gunstige Stromversorgung und Versorgungssicherheit miissen Vorrang vor jeglichen CO2-
Einsparzielen haben. Zudem versorgen konventionelle Kraftwerke derzeit tausende Haushalte mit
Fernwdarme und stellen eine Momentanreserve fiir die Netzstabilitdt bereit. Unser wichtigstes
energiepolitisches Ziel ist eine stabile, sichere und preiswerte Strom- und Warmeversorgung.

Wasserstofftechnologie als Forschungsprojekt

Elementarer Wasserstoff (H2) ist ein chemischer Grundstoff und Energietrager. Er wird derzeit aus
wirtschaftlichen Griinden fast ausschlieflich aus Erdgas gewonnen, kann aber auch durch Elektrolyse
oder thermische Spaltung von Wasser hergestellt werden. Grundsatzlich stehen wir einer
Wasserstoffwirtschaft offen gegeniiber. Aktuell ist sie jedoch zu teuer, zu gefédhrlich und zu ineffizient.
Sie wird lediglich zur Verschleierung der gescheiterten Energiewende mit viel Steuergeld
subventioniert. Als AfD sehen wir die H2-Technologie noch im Stadium der Forschung und Entwicklung
fir zuklnftige Anwendungen, die wir férdern wollen. GroRes Potenzial hat H2 bei der Herstellung
synthetischer Kraftstoffe.
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Strom aus Geothermie nur bei Nah- und Fernwdrmenutzung

Mit Tiefengeothermie kann im sidbayerischen Malmaquifer Warme zur Versorgung der nadheren
Umgebung umweltschonend vor Ort und unabhangig von den Weltmarkten gewonnen werden. Die
Nutzung der Erdwarme zum Zwecke der Stromerzeugung in ,,Organic Rankine Cycle” (ORC)-Anlagen,
die Turbinen mit niedrig siedendem organischem Dampf statt mit Wasserdampf antreiben, ist mit
einem Wirkungsgrad von deutlich unter 20 Prozent zu ineffizient. Dies soll nur dann ermoglicht
werden, wenn am Standort Bedarf an Nah- oder Fernwarme besteht. Die Errichtung von ORC-Anlagen
»auf der griinen Wiese“ ohne realistische Moglichkeit der Abwarmenutzung muss unterlassen werden.
Ausgehend von der Versorgung des Ballungsraumes Minchen will die AfD die Erschliefung des
landlichen Raumes fiir Fern- und Nahwarme fordern.

Fracking ist in Bayern nicht méglich

In ,nicht-konventionellen Lagerstatten” ist Erdgas in einem dichten Gesteinsverband immobil
eingelagert und kann ohne zusatzliche technische MaRnahmen (Fracking) nicht gewonnen werden. Die
in Norddeutschland vorhandenen Schiefergaslagerstatten konnen durch Fracking erschlossen werden.
Derartige unkonventionelle Lagerstatten gibt es in Bayern nicht. Die Forderung von Erdgas aus
konventionellen Gaslagerstdtten in Bayern ist seit einigen Jahren mit der Stilllegung der letzten
Gasfelder zum Erliegen gekommen, da die Gasinhalte entweder ausgefordert sind oder schadliche
Inhaltsstoffe beinhalten, die eine aufwéndige Gasreinigung erfordern, was die Forderung insgesamt
unwirtschaftlich macht.
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Wirtschaft

Fiir Mittelstand und soziale Marktwirtschaft

CSU, Freie Wahler, FPD, SPD und Griinen bilden auch in Bayern ein politisches Machtkartell mit Ziel,
eine okosozialistische Planwirtschaft zu errichten. Die AfD ist die einzige Partei, die noch fir die
bewihrte Soziale Marktwirtschaft einsteht und ernsthaft die Interessen des bayerischen Mittelstands
und der heimischen Industrie vertritt. Wir wollen alle Leistungstrager — ob Arbeiter, Angestellte, Solo-
Selbstandige oder Familienunternehmer — von uberflissiger Blirokratie befreien, Innovationen und
Wettbewerb férdern und die unternehmerischen Rahmenbedingungen verbessern. Bayern muss als
Industrie- und Wirtschaftsstandort wieder attraktiv werden!

Biirokratieabschaffung statt Biirokratieabbau

Immer mehr unndtiger ,Papierkram” und Birokratielasten ersticken das Arbeitsleben und jeden
unternehmerischen Eifer. Die AfD will alle Leistungstrager, Unternehmen und ihre Mitarbeiter von den
zahllosen ,Birokratiemonstern” aus Brissel, Berlin und Miinchen entlasten. Daher fordern wir die
Befreiung der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) von der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) sowie deren Entscharfung fiir mittelgroRe Unternehmen. Weitere Ziele sind die Abschaffung
des Lieferkettengesetzes, die Verhinderung des CO2-Grenzausgleichsmechanismus, die Entscharfung
des Hinweisgeberschutzgesetzes und des Nachweisgesetzes. ,Pandemiebedingte”
Freiheitseinschrankungen darf es nie wieder geben! Die Verwaltung ist zu digitalisieren; samtliche
Antrdge missen digital eingereicht werden kénnen. Wenn neue Gesetze eingefiihrt werden, sind dafiir
alte aufzuheben (,,1 for 2“). Frauen- und Migranten-Quoten sind inakzeptabel und abzuschaffen. Die
Umsetzung der EU-Taxonomie sollte beendet, und von den Unternehmen dirfen keine
verpflichtenden ,Nachhaltigkeitsrechenschaftsberichte” verlangt werden. Insbesondere fir KMU
fordern  wir die Vereinheitlichung von  Schwellenwerten, die  Ausweitung von
Kleinunternehmerregelungen, die Reduzierung der Aufbewahrungsfristen und die Abschaffung der
Kassenbon-Pflicht.

Fiir ein bayerisches Ladenschlussgesetz

Bayern wendet immer noch das vollig veraltete Ladenschlussgesetz des Bundes von 2003 an. Die AfD
will dies mit einem eigenen bayerischen Ladenschlussgesetz dndern, das zu den Lebensrealitdaten der
Blirger passt und Arbeitnehmer schitzt. Verkaufsstellen sollen kiinftig regular bis 22 Uhr 6ffnen
dirfen, sofern Arbeitgeber und Arbeitnehmer dies wiinschen. Weitergehende Ausnahmeregelungen,
z.B. fur Bahnhofe, sind zu ermdglichen. Unsere Innenstiddte mochten wir durch ein einfacheres
Genehmigungsverfahren fir verkaufsoffene Sonntage stdrken. Das grundséatzliche Verbot der
Ladenoffnung am Sonntag mochten wir jedoch beibehalten, damit weiterhin ein Ruhetag gegeben ist.
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Zuriick zu Innovation, Industrie und Hightech!

Wir wollen Bayern als fihrenden Standort fir Innovation, Industrie und Hightech wieder attraktiv
machen. Um dieses Ziel zu erreichen, fordern wir die Schaffung von Industrieclustern mit attraktiven
Sonderregelungen in den Bereichen Halbleiter, KI, Robotik, Luft- und Raumfahrt. Die ideologisch und
politisch motivierte Verknappung von Energie und Ressourcen zum Nachteil der heimischen Wirtschaft
muss beendet und die Wettbewerbskontrolle verscharft werden. Eine Existenzgriindung muss
innerhalb eines Tages moglich sein. AuRerdem muss ein ideologiefreier Zugang zu Wagniskapital fur
Unternehmensgriindungen erleichtert werden. Darliber hinaus ist die bayerische Automobil- und
Chemieindustrie von ideologischen Vorgaben zu entlasten und die Riickverlagerung von
Produktionsstatten nach Bayern zu unterstiitzen.

Die bayerische Automobilindustrie erhalten und alle modernen Antriebstechnologien
zulassen

Die AfD erkennt die immense strategische Bedeutung der Automobil- und Zulieferindustrie fir das
Automobilland Bayern sowie flir ganz Deutschland. Wir wollen auch die vielen Arbeitsplatze und
Unternehmen erhalten, die vom Fortbestand des Verbrennungsmotors abhangen. Aus Sicht der AfD
muss der Biirger eine freie Wahl bei der Mobilitdt haben. Die zukiinftigen Antriebsformen fir
Kraftfahrzeuge sollen vom Markt und nicht von der Politik bestimmt werden. Statt Elektromobilitat
einseitig zu férdern, missen auch die Schattenseiten der Batterieproduktion aufgrund von damit
einhergehendem Raubbau und Umweltzerstérung anerkannt werden. In Zeiten groRen Strommangels
ist eine vollstandige Umstellung auf E-Mobilitdt ohnehin unmaoglich. Fir den Kfz-Antrieb der Zukunft
missen auch synthetische Kraftstoffe in die Planungen einbezogen werden.

Eine starke Informations- und Telekommunikationsindustrie fiir Bayern

Unsere IT-Industrie hat in vielen Bereichen den Anschluss an die weltweite Spitze verloren. Wir fordern
deshalb flir Bayern Investitionen in branchenbezogenen Technologieparks und Griinderzentren. Im
Zuge von Industrie 4.0 findet eine durchgdngige Digitalisierung aller Berufsfelder statt. Daflir missen
Infrastruktur, Wissen und Ausbildung bereitstehen, die den hohen Anspriichen geniigen. Innovative
bayerische Firmen der Bereiche Software und Digitaltechnik sowie Unternehmen der
Halbleiterindustrie gehéren zur kritischen Infrastruktur und dirfen nicht ins Ausland verkauft werden.

Erhalt einer leistungsfihigen wehrtechnischen Industrie in Bayern

Im Freistaat sind ca. 70 wehrtechnische Unternehmen angesiedelt. Darunter befinden sich sowohl
einige grolle, weltweit agierende Konzerne als auch zahlreiche kleinere mittelstandische
Zulieferbetriebe. Damit ist rund ein Drittel der deutschen wehrtechnischen Industrie in Bayern
angesiedelt. Vor dem Hintergrund eines sich rapide verdandernden globalen Umfelds der
Sicherheitspolitik fordert die AfD den Erhalt und Ausbau einer leistungsfiahigen wehrtechnischen
Industrie in Bayern, um die Bundeswehr mit modernen, leistungsfahigen militdrischen Geraten und
Abwehrsystemen auszustatten.
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Heimisches Gastgewerbe entlasten!

Bayern ist ohne seine traditionsreiche Wirtshaus- und Gastgewerbekultur nicht vorstellbar. Leider
haben die staatlich verordneten Corona-Beschrankungen, die Energiewende und die Inflation viele
Restaurants und Kneipen an den Rand des Ruins gebracht. Die AfD will die heimische Gastronomie und
Hotellerie unterstiitzen, weil diese Branchen zu unserem kulturellen Erbe gehdren und wichtige
Segmente des Mittelstands darstellen. Wir fordern eine dauerhaft reduzierte Mehrwertsteuer fir
Lebensmittel und Getrdanke in der Gastronomie und einen Abbau biirokratischer Vorschriften wie
beispielsweise der Kassenbonpflicht. Bei allen Regelungen ist den betrieblichen Besonderheiten
Rechnung zu tragen.
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Digitales

Bayern Digital

Die Digitalisierung durchdringt und verandert alle gesellschaftlichen Bereiche. Als freiheitliche Partei
wendet sich die AfD gegen jede Nutzung der Digitalisierung zur Uberwachung der Biirger oder gar zur
Schaffung totalitarer Strukturen. Die AfD fordert die vollstdndige Umsetzung rechtsstaatlicher
Prinzipien im Bereich der Digitalisierung, insbesondere im Internet, in sozialen Medien und Online-
Plattformen. Als zukunftsorientierte und technologieoffene Partei beférdert die AfD die Digitalisierung
und deren Weiterentwicklung am Industriestandort Deutschland mit den Schwerpunkten Industrie
4.0, digitale Verwaltung und Kinstliche Intelligenz. Deutschland muss eine fiihrende Rolle in diesen
Bereichen einnehmen. Zuverlassigkeit und Ausfallsicherheit dirfen nicht vernachlassigt werden und
sind auch durch staatliche Vorkehrungen zu gewahrleisten. Die Einfiihrung eines digitalen Euros lehnen
wir ab.

Digitale Infrastruktur und Netzausbau

Wir fordern, den kabelgebundenen Breitbandausbau in Bayern endlich flachendeckend abzuschlieRen
und dabei bevorzugt Glasfaser zu verwenden. Die Mobilfunkversorgung muss in landlichen Regionen,
insbesondere an Bahnstrecken und Hauptverkehrsstralien, sichergestellt werden. Flachenabdeckung
hat Vorrang vor Breitband. Die bei dem Ausbau der digitalen Infrastruktur benoétigte Hardware muss
von staatlich zertifizierten, zuverlassigen Anbietern stammen, um Unabhangigkeit und Souveranitat zu
gewdhrleisten. Grundvoraussetzung einer leistungsfahigen digitalen Infrastruktur ist eine
unterbrechungsfreie Stromversorgung, die derzeit durch die Energiewende hochgradig gefahrdet ist.

Digital und sicher

Aus der fortschreitenden Digitalisierung folgt eine neue Verwundbarkeit von Biirgern, Industrie und
Staat, die von Kriminellen, unfreundlich gesinnten Landern oder der eigenen Regierung ausgenutzt
werden kann. Um Birger, Unternehmen und Behdérden zu schiitzen, fordern wir eine massive
Verstarkung der IT-Sicherheit. Dieses Ziel muss sich in Aus- und Weiterbildung sowie zielgerichteter
Innovation widerspiegeln. Da der Faktor Mensch das groRte Sicherheitsrisiko darstellt, miissen die
Mitarbeiter digitaler Infrastrukturen fiir die Gefahren sensibilisiert und entsprechend weitergebildet
werden. Die Ende-zu-Ende Verschliisselung muss Standard in der Kommunikation werden.

Datenschutz

Die AfD steht fiir Datenschutz und Datensicherheit ohne ausufernde Biirokratie. Die AfD Bayern fordert
die Abschaffung der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und deren Ersatz durch ein neues,
schlankes Datenschutzgesetz zur Wahrung der informationellen Selbstbestimmung der Birger.
Datenschutz darf kein Selbstzweck sein und 6konomische Entwicklungen behindern, sondern soll
zielgerichtet mit den mildesten Eingriffen die berechtigten Interessen der Blirger vor dem Missbrauch
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ihrer Daten schiitzen. Einwilligungen zur Datenverarbeitung miissen jederzeit und wirksam
widerrufbar sein. Die Ende-zu-Ende-Verschlisselung in der elektronischen Kommunikation sowie
Datenschutz durch Technikgestaltung und Voreinstellungen (,,by design” und , by default”) missen
gesetzlich als Standard verankert werden. Ein zentrales, bereichsiibergreifendes Personenkennzeichen
bei der Modernisierung der Verwaltungsregister von Bund und Landern lehnen wir ab, da es die
Erstellung von Personlichkeitsprofilen zulasst. Dies verletzt die individuellen Freiheitsrechte der Blirger
und ist damit verfassungswidrig.

Digitale Verwaltung (E-Government)

Wir fordern eine zligige Umsetzung des Online-Zugang-Gesetzes (OZG) in Bayern, um die
Geschaftsprozesse der offentlichen Verwaltung weiter zu digitalisieren. Standardisierte Schnittstellen
und eine kooperative Entwicklung tragen dazu bei, Mehrfach-Entwicklungen der Stadte und
Gemeinden zu vermeiden, um dadurch gemeinsam die angestrebten Ziele schneller zu erreichen.
Dabei muss jedoch sichergestellt sein, dass bei der Verwaltung auch in Zukunft eine niederschwellige,
personliche Kontaktaufnahme moglich bleibt. Die Verwendung von Open-Source-Software ist zu
prifen und zu fordern, soweit dies sinnvoll und anwendbar ist.

Technologie und Innovation

Kein Wohlstand ohne Technologie und hochwertige innovative Produkte

Spitzentechnologie, Zuverladssigkeit und Langlebigkeit sowie ausgezeichnete Qualitdt haben den guten
Ruf von ,,Made in Germany” begriindet. Als rohstoffarmes Land miissen wir auf technologische
Exzellenz setzen, um unsere Spitzenposition in der Welt zu halten bzw. zuriickzugewinnen und unseren
Wohlstand zu sichern. Die AfD will in Schulen, Bildungs- und Forschungseinrichtungen den Fachern
Mathematik, Informatik, Natur- und Ingenieurwissenschaften einen gréReren Stellenwert einrdumen,
das Wissens- und Leistungsniveau erhohen, den Wettbewerb frei von Ideologie und Politik férdern und
eine Kultur der Technikchancen etablieren.

Interdisziplindres Arbeiten: Synergien nutzen

Wir fordern die disziplinibergreifende Forschung und Entwicklung sowie die Intensivierung der
Kooperation zwischen Lehre, Forschung und Industrie, inklusive Griinderzentren. Die AfD sieht
Automatisierung und Prozessoptimierung, Energietechnologie, Mobilitdt und autonome
Transportsysteme, Informationstechnologie und Kiinstliche Intelligenz, Materialforschung und neue
Werkstoffe, additive Fertigungstechniken, Luft- und Raumfahrt, Mechatronik, Kern- und Wehrtechnik,
Biotechnologie, Pharmazie und Chemie aufgrund ihrer hohen gesellschaftlichen Relevanz als
besondere Férderungsschwerpunkte an.

Bayerisches Geld fiir bayerische Innovationen

Junge Technologieunternehmen sind auf Kapital angewiesen, um ihre Entwicklungen voranzutreiben.
Risikokapitalgeber sind vorrangig am Gewinn interessiert, der viel zu oft durch friihen Verkauf der
Anteile an internationale Konzerne realisiert wird. Die AfD mochte vielversprechende junge
Technologieunternehmen mit ihrer Innovationskraft, ihrer Wertschopfung und ihren Arbeitsplatzen in
Bayern halten. Dazu strebt die AfD einen Ausbau der Férdermoglichkeiten an, die Risikokapital im
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Austausch  gegen Firmenanteile zur Verflgung stellen, aber keinen Einfluss auf
Unternehmensentscheidungen ausiben.

Industrie 4.0 ist Chance, nicht Risiko

Die Durchdringung der industriellen Produktion und des Dienstleistungssektors mit intelligenten und
digital vernetzten Systemen und Robotern dominiert die zukiinftige Entwicklung in der sogenannten
»lndustrie 4.0“. Wir stehen dieser Entwicklung positiv gegenliber und nehmen sie als Chance wahr, um
unter den Bedingungen des demografischen Wandels mit weniger berufstatigen Menschen
Wohlstand, Sozialsysteme und Infrastruktur aufrechtzuerhalten. Die AfD setzt sich dafiir ein, dass
Bayern eine Spitzenposition einnimmt, wichtige Industrien im Land héalt und den ins Ausland
abgewanderten Unternehmen Anreize zur Riickkehr bietet.
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Familie

Kinder haben ein Recht auf Mutter und Vater

Wir machen uns fur die Familie stark, die im Idealfall aus Vater, Mutter und Kindern besteht.
Ideologisch motivierten Versuchen, die traditionelle Familie zu diskreditieren, stellen wir uns
entgegen; insbesondere wollen wir den Kult um ,Regenbogenfamilien” einddmmen. Ein
Adoptionsrecht fiir gleichgeschlechtliche Paare lehnen wir ab. Unerfillbare Wiinsche Einzelner kénnen
nicht dem Recht des Kindes auf Vater und Mutter vorgezogen werden. Das Wohl des Kindes steht fir
uns stets im Mittelpunkt. Kinder haben ein Recht auf beide Elternteile. Das Erlebnis von Vater und
Mutterinihrer einander erganzenden Verschiedenheit als Mann und Frau soll ihnen nicht vorenthalten
werden.

Elternrechte bewahren — Elternschaft ist kein soziales Konstrukt!

Die Pflege und Erziehung der Kinder sind gemal} Art. 6 Abs. 2 GG ,,das natirliche Recht der Eltern und
die zuvorderst ihnen obliegende Pflicht”. Samtliche Bestrebungen, das sogenannte kleine Sorgerecht
auf weitere Personen auszuweiten, lehnen wir ab. Elternschaft ist kein soziales Konstrukt und lasst sich
nicht beliebig erweitern. Aufgrund der drohenden Aushdhlung der Elternrechte sprechen wir uns
gegen die Aufnahme von ,Kinderrechten” ins Grundgesetz aus. Kinder werden durch die Grund- und
Menschenrechte bereits vollumfanglich geschiitzt.

Mehr bayerische Kinder statt Masseneinwanderung

Seit vielen Jahren ist offenkundig, dass die von den etablierten Parteien vorangetriebene
Masseneinwanderung kein geeignetes Mittel ist, um dem demografischen Wandel entgegenzuwirken.
Wir mochten junge Menschen in Bayern dazu ermutigen, Familien zu griinden, und diese finanziell
entlasten. Kinder sind das hochste Gut eines Volkes; sie bedeuten Zukunft, Lebenssinn und
Lebensfreude. Wir treten jeder Form von Kinderfeindlichkeit entgegen.

Willkommenskultur fiir Kinder — Schutz des ungeborenen Lebens stirken!

Wir bekennen uns zu dem in der Werteordnung unseres Grundgesetzes verankerten Recht auf Leben
und zu der auch dem ungeborenen Leben innewohnenden Menschenwiirde. Allen Bestrebungen,
Abtreibungen — womaglich bis kurz vor der Geburt — zu einem ,,Menschenrecht” zu erklaren, erteilen
wir eine Absage. Ungewollt schwangere Frauen bedirfen in besonderem MalRe der Hilfe und Fiirsorge
des Staates und der Gesellschaft, um schlieBlich doch Ja zum Kind sagen zu kénnen.
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Nein zu Gender-Missbrauch und Friihsexualisierung

Kinder und Jugendliche sollen unbeschwert heranwachsen. Die Ubergriffige und ideologisierte
Friihsexualisierung in Schulen und Kitas verurteilen wir entschieden! Jede Indoktrination durch
Gender-Lobbygruppen muss beendet werden. Die Verabreichung von Pubertatsblockern oder
chirurgische Eingriffe an Jugendlichen, die das Gefilihl duern, innerlich dem anderen Geschlecht
anzugehoren, lehnen wir grundsatzlich ab. Sie missen als schwere Koérperverletzungen unter Strafe
stehen. ,,Geschlechtsangleichende” Eingriffe dlirfen erst im Erwachsenenalter vorgenommen werden.

Echte Wahlfreiheit bei der Kinderbetreuung!

Wir fordern, dass Eltern frei von wirtschaftlichen Zwangen zwischen Eigenbetreuung und
Fremdbetreuung durch Kindertagesstatten oder Tagesmitter wahlen kodnnen. Die elterliche
Betreuung von Kleinkindern zu Hause verdient eine gleichwertige finanzielle Unterstiitzung wie die
Fremdbetreuung. Hierzu setzen wir uns fiir eine Erhhung des Bayerischen Familiengeldes ebenso ein
wie fiir eine steuerliche Entlastung aller berufstatigen Eltern.

Scheidungsfolgen mindern — Vaterrechte starken

Kinder brauchen Mutter und Vater, auch nach einer Trennung. Die vollstandige Einbeziehung der Vater
in die Erziehung muss sichergestellt werden. Beim Trennungsunterhalt wollen wir starker auf
Eigenverantwortung setzen. Ohne das Schuldprinzip wieder einzufiihren, missen schwerwiegende
VerstoRRe gegen die eheliche Solidaritat bei den Scheidungsfolgen beriicksichtigt werden. Kiinftig sollte
die Streitvermeidung im Mittelpunkt stehen; teure und nervenaufreibende Gerichtsverfahren sind
moglichst zu vermeiden.

Alleinerziehende unterstiitzen

Wir setzen uns fir die Unterstiitzung Alleinerziehender ein. Schicksalsschlage diirfen nicht zum
sozialen Abstieg fihren. Wir stellen uns jedoch gegen den Trend, ,Einelternfamilien” als normalen,
fortschrittlichen oder gar erstrebenswerten Lebensentwurf zu propagieren.

Abschnitt war doppelt — siehe ,,Bildung”!
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Bildung

Leistungsorientiertes differenziertes Bildungssystem

Viele Probleme in unserem Land lassen sich auf den Niedergang des Bildungsniveaus und einen Mangel
an Bewusstsein und Wertschatzung fir unsere Kultur zurlckfihren. Die Prinzipien der Aufklarung,
insbesondere Rede- und Gedankenfreiheit, sollten wieder mehr Bedeutung erhalten. Die Menschen in
unserem Land sollten in der Lage sein, selbstdandig zu denken und Ideologien kritisch zu hinterfragen.
Auch wissenschaftliche Hypothesen haben nur vorlaufige Geltung und kdnnen stets widerlegt werden.
Wir wollen unsere Kinder vor politischer Indoktrination und Friihsexualisierung bewahren. Als
freiheitlich-konservative Partei legen wir Wert auf die kulturellen Wurzeln und regionalen Traditionen
Bayerns. Unsere Kinder sollen ein natlirliches Heimatgefihl entwickeln. Wir verwahren uns gegen die
Einmischung des Bundes und der EU in die Kulturhoheit der Linder und kampfen fir die
Eigenstandigkeit der bayerischen Bildungspolitik.

Frihkindliche Bildung

Kinder orientieren sich zunachst und vor allem an den Eltern und deren Wertvorstellungen. Die
familidare Bindung ist pragend fiir das gesamte Leben und die Voraussetzung fiir eine gelingende
Entwicklung. Diese Pragung kann nicht vollkommen durch Fremdbetreuung und Schulunterricht
ersetzt, sondern nur erganzt werden. Wir wollen Eltern dabei unterstiitzen, ihre Kinder bis zum vierten
Lebensjahr zu Hause betreuen zu kénnen.

Viergliedriges Schulsystem

Wir mochten, dass Schiiler nach ihren individuellen Fahigkeiten geférdert werden, und setzen uns
daher fiir den Erhalt des viergliedrigen Schulsystems, bestehend aus Mittelschule, Realschule,
Gymnasium und Forderschule, ein. In allen Schultypen muss das Leistungsprinzip gelten. Die
Durchlassigkeit zwischen den Schularten ist eine Grundlage fiir die bestmogliche individuelle
Forderung. Der schulische Erfolg hdngt wesentlich von ausreichenden Deutschkenntnissen ab.

Gute Aligemeinbildung fiir alle

In allen Schularten sollen die Schiiler das gesamte Bildungsspektrum in den Bereichen
Naturwissenschaft und Technik, Sprache, Geschichte, Kunst, Musik, Wirtschaft und Recht
kennenlernen. Dabei ist auch der Einsatz von modernen Technologien sinnvoll, darf aber nicht zum
Selbstzweck werden. In der Grundschule sollte der Schwerpunkt auf gegenstandlichem Begreifen und
Textverstandnis liegen.

Jedes Kind soll schwimmen lernen — ausgefallenen Unterricht ziigig nachholen!

Die freiheitseinschrankenden Corona-Malinahmen haben ihre Spuren hinterlassen — nicht zuletzt
durch den Ausfall von Schwimmunterricht an den Schulen. Mit einem Aufholprogramm soll hier Abhilfe
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geschaffen werden. Um den ausgefallenen Unterricht zu kompensieren, sollten Schwimmlehrer die
Lehrkrdfte unterstitzen. Jedes Schulkind soll zum Ende der Grundschulzeit schwimmen kénnen.
Hierbei sind fir Anfanger optimale Bedingungen zu gewahrleisten.

Mehr Wertschatzung fiir Ausbildungsberufe und Selbstindigkeit

Wir treten fiir eine hohere Wertschatzung von Ausbildungsberufen in der Gesellschaft ein. Dies dient
der bestmoglichen beruflichen Entwicklung der Schiiler und der Sicherung des groRen
Fachkraftebedarfs. Hierzu sind in allen Schularten die handwerklichen Begabungen junger Menschen
starker zu fordern. Die Mittelschulen sollen wieder ertlichtigt werden, die Grundlagen fir eine
erfolgreiche Ausbildung zu vermitteln. Der Anteil der Schiler, die auf das Gymnasium wechseln, sollte
dagegen wieder auf ein sinnvolles Mal sinken.

Mehr Freiheit beim Lernen — Bildung statt Schulzwang

Die Erfahrungen der Corona-Pandemie haben gezeigt, dass Moglichkeiten geschaffen werden sollten,
Bildung auch aulRerhalb des etablierten Schulsystems zu erlangen. Alternative Schul- und Lernformen
sollten bei Nachweis des entsprechenden Leistungsfortschritts moéglich sein. In allen Lernformen ist
auf das soziale Miteinander zu achten.

Attraktive Unterrichtsbedingungen

Wir mochten den Beruf des Lehrers wieder attraktiver machen. Lehrer im Referendariat und Lehrer
ohne Beamtenstatus sollen sichere Beschéaftigungsverhaltnisse ohne Unterbrechungen zwischen den
Schuljahren erhalten. Der Zustand der Schulen muss wieder dem Niveau einer Bildungsnation und
eines modernen Industrielandes entsprechen. Die Anschaffung und Wartung der IT-Ausstattung stellt
der Freistaat sicher.
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Wissenschaft

Freiheit von Forschung und Lehre

Ein wesentliches Kennzeichen einer freien und demokratischen Gesellschaft ist die Freiheit von
Forschung und Lehre. Wir wollen, dass an bayerischen Hochschulen weiterhin ergebnisoffen, sachlich-
neutral und unter Einhaltung wissenschaftlicher Standards geforscht und gelehrt wird. Der Mut, eine
von der herrschenden Meinung abweichende Sichtweise zu vertreten, ist der Ausgangspunkt fiir jeden
wissenschaftlichen Fortschritt. Aus diesem Grund wiinschen wir uns an den bayerischen Hochschulen
innovatives Denken und wieder mehr wissenschaftlichen Freigeist.

Ideologiefreiheit an den Hochschulen

Wissenschaftsfreiheit ermdglicht an den Hochschulen Gegenpositionen zum herrschenden Zeitgeist.
Wenn indessen andersdenkende Wissenschaftler bei ihren Lehrveranstaltungen behindert werden
oder gar um ihre Karriere flirchten missen, dann ist die Freiheit der Wissenschaft akut gefahrdet. Auch
der Einfluss der ideologisierten und politisierten ,Klimaforschung” sowie der
pseudowissenschaftlichen Gender-ldeologie an den Hochschulen ist besorgniserregend. Die AfD tritt
dafiir ein, insbesondere die MINT-Facher und traditionelle Studiengdnge zu férdern; Lehrstihle fir
»Genderforschung” sind jedoch Gberflissig. Wir wollen die Universitdten und Hochschulen mit einer
soliden staatlichen Grundfinanzierung ausstatten, ohne diese an ideologische Vorgaben zu binden.
Keinesfalls darf jemand diskriminiert werden, weil er keine ,,Gendersprache” verwendet.

Deutsch als Wissenschaftssprache

Wir wollen die deutsche Sprache mit ihren prazisen Ausdrucksmoglichkeiten als Wissenschaftssprache
an bayerischen Hochschulen erhalten und lehnen rein englischsprachige Studiengange ab. Gleichwohl
erkennen wir die Bedeutung des Englischen als globale Wissenschaftssprache an und treten dafir ein,
die Fremdsprachenkompetenz deutscher Studenten und Akademiker durch ein umfassendes und
vielfaltiges Lehrangebot zu férdern.

Abhangigkeit von Drittmittelgebern verringern

Auch wenn die Drittmittelfinanzierung einen wichtigen Baustein fir den Wissenschaftsstandort
darstellt, muss die Unabhangigkeit der Forschung gewahrt bleiben. Der Finanzierung von rein
ideologiegetriebenen Forschungsprojekten méchten wir Einhalt gebieten. Wir fordern Transparenz bei
Forschungsvorhaben, die mit eingeworbenen Forschungsgeldern finanziert werden. Ziele und
Nutzbarmachung der Arbeitsergebnisse drittmittelfinanzierter Forschung sowie die Verwendung
staatlicher Gelder fir privatwirtschaftliche Zwecke miissen fiir den Steuerzahler stets nachvollziehbar
sein.
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Riickkehr zum bewdhrten Hochschulsystem

Deutschlands Hochschulsystem besald vor der Bologna-Reform einen ausgezeichneten Ruf in aller
Welt. Wir wollen an die groRe Tradition deutscher Wissenschaft wieder anknipfen. Daher sind Diplom-
und Magisterabschlisse wieder einzufiihren, und das Staatsexamen ist beizubehalten. Bachelor- und
Masterstudiengange sollten hingegen auslaufen. Wahrend Fachhochschulen ihren Schwerpunkt auf
anwendungsbezogene Forschung und Lehre legen, mochten wir an den Universitdten einen
umfassenderen wissenschaftlichen Schwerpunkt bewahren und ihnen das ausschliefliche
Promotionsrecht vorbehalten. Absolventen der Fachhochschulen mit besonderer wissenschaftlicher
Eignung soll die Promotion an einer bayerischen Universitat jedoch offenstehen. Hochschulen missen
ihre Studenten anhand eigener Kriterien auswahlen diirfen.

Juristische Ausbildung in Bayern und Deutschland: Zukunft fiir den freiheitlichen
Rechtsstaat

Die AfD pladiert fiir eine intensive und methodenbasierte Auseinandersetzung des juristischen
Nachwuchses mit dem Recht. Sie tritt nachdriicklich Freiheitsbeschrankungen und ideologischen
Zwangen gegenliber Studenten und Dozenten entgegen. Vielmehr sind Wissensvermittlung und
Befahigung zu anspruchsvoller Leistung unter Berlcksichtigung der Vergleichbarkeit in das Zentrum
der Lehre zu stellen. Der bewusste Umgang mit der deutschen Sprache und digitale Kompetenzen in
der juristischen Ausbildung bilden die Basis flr einen zukunftsfahigen Rechtsstaat.

Bessere Bedingungen fiir Hochschulmitarbeiter

Das Niveau von Forschung und Lehre ist abhdngig von Motivation und Leistungsfahigkeit des
wissenschaftlichen Personals und des Nachwuchses. Dafiir ist es nicht nur notwendig, bestmogliche
Bedingungen fur die Lehrstuhlinhaber zu gewahrleisten, sondern auch dem akademischen Mittelbau
sichere und akzeptable Arbeitsbedingungen zu ermdéglichen. Quoten jeder Art, die beispielsweise mit
dem Geschlecht, der ,Gender“-Identitdt oder einem Migrationshintergrund verbunden werden,
lehnen wir ab, da sie eine Beschriankung der Berufsfreiheit und eine unzuldssige Ungleichbehandlung
darstellen.
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Heimat und Kultur

Freude am Eigenen

Die AfD steht fir ein positives, bejahendes Verhaltnis zur eigenen Kultur. Die Liebe zur Heimat und
zum eigenen Volk ist aus unserer Sicht Voraussetzung fiir die Zukunftsfahigkeit unseres Landes. Nur
wer die Geschichte seines Heimatlandes in ihren Hohen und Tiefen kennt und sich der Leistungen
seiner Vorfahren wie auch historischer Schattenseiten bewusst ist, kann eine gesunde ldentitat
entwickeln und die eigene Kultur an nachfolgende Generationen weitergeben.

Bayerns Schonheit bewahren

Bayern muss Bayern bleiben — und dabei wollen wir Bayerns Biirger aktiv mit einbeziehen. Wir
mochten junge Menschen an regionale Brauche und Traditionen heranfithren und eine lebendige
Volkskultur pflegen. Die bayerische Kulturlandschaft wollen wir vor Zerstérungen durch Windrader,
Solarparks und eine gesichtslose Architektur bewahren. Wir schiitzen unsere bayerischen Ortsbilder
und setzen uns fiir eine regionale Baukultur ein. Dazu gehdren weitrdumige Bebauungspldne, die
Riicksicht auf die Schonheit der Dorfer und Stadte nehmen. Bei 6ffentlichen Ausschreibungen wollen
wir feste Kriterien fir den identitatsstiftenden Stadtebau vorgeben. Der zunehmenden Zerstérung der
Denkmaler und der historisch wertvollen Bausubstanz werden wir Einhalt gebieten und die Eigentlimer
starker als bisher einbeziehen. AuRerdem wollen wir das Leben in denkmalgeschiitzten Gebduden
wieder attraktiv machen und entsprechende Forderungen sowie Beratungsangebote fir den
Denkmalschutz stark ausbauen. Eine Aufweichung des Denkmalschutzes im Namen des
»Klimaschutzes” (z.B. durch Photovoltaik und Fassadenddmmung an historischen Gebauden) lehnen
wir ab. Heimatpfleger und Kreisbaumeister miissen besser qualifiziert und in ihrer Rolle gestarkt
werden. Minarette hingegen gehoéren als Herrschaftszeichen einer totalitdren Ideologie nicht nach
Bayern. Sie zerstoren als kulturelle Fremdkorper unsere bayerische Kulturlandschaft.

Fur die Freiheit der Kunst

Wir kampfen fir die Freiheit von Kunst und Kultur. Einer einseitigen Politisierung der Kunst, wie sie in
Bayern aktuell zu erleben ist, stehen wir kritisch gegeniber. Gleichzeitig wenden wir uns als
Freiheitspartei gegen jede Form von Zensur und Cancel Culture. Wir stehen fir eine freiheitliche und
fiir alle Stromungen offene Kunstszene. Der Einengung des kulturellen Diskurses auf internationale
Formensprachen stellen wir eine Férderung kultureller Eigenheiten entgegen. Die in der Bayerischen
Verfassung verankerten Prinzipien des Wahren, Guten und Schonen sind fir uns ein Ansporn, die
Bedingungen fiir einen kulturellen Aufbruch zu schaffen, den unsere geistig und kulturell erschiitterte
Nation dringend nétig hat. Der Bedrohung von Kunstschatzen in bayerischen Museen durch militante
Extremisten und internationale Diebesbanden werden wir mit héheren SchutzmaRnahmen begegnen,
zu der auch eine Besserstellung des Museumspersonals zahlt.
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Schutz der deutschen Sprache

Die deutsche Sprache als hoch entwickelte Kultursprache und ihre in Bayern gesprochenen bairischen,
frankischen und schwabischen Dialekte sind die Grundlage der kulturellen Identitdt Bayerns. Deutsch
soll als allein gliltige Landessprache und Amtssprache geschitzt, gepflegt und gefordert werden. Wir
fordern, dass Deutsch als Amts- und Landessprache in der Bayerischen Verfassung fest verankert wird.
Die Verwendung der sogenannten Gendersprache in Behérden und 6ffentlich-rechtlichen Medien
wollen wir unterbinden.

Starkung des Vereinslebens und des Brauchtums

In den letzten Jahren leidet das Vereinsleben unter ausufernder Birokratie und zahllosen
Uberflissigen Vorgaben. Die Auflagen fiir Vereinsfeste missen deutlich reduziert werden und wieder
verninftigen, praktikablen MaRstdben entsprechen. Die Birokratie im Vereinswesen muss auf ein
Minimum beschrankt werden, um den Fokus des Vereinslebens auf das gesellschaftliche Miteinander
zu lenken. Das bayerische Brauchtum ist deutlich zu fordern. So setzen wir uns beispielsweise dafir
ein, dass urbayerische Kartenspiele nicht kriminalisiert werden, wenn sie als ehrenamtlich
veranstaltete Turniere mit angemessenen Geld- oder Sachleistungspreisen durchgefiihrt werden.
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Landwirtschaft und Forst

Unseren Lebensgrundlagen wieder Wertschatzung geben

Die Landwirtschaft erwirtschaftet aus heimischen Fluren die Grundlagen unserer Erndhrung. Mit
einem klaren Bekenntnis zur kleinbduerlichen Landwirtschaft setzten wir auf die Qualitat unserer
erzeugten Lebensmittel statt kapitalorientierter Massenproduktion. Damit schaffen wir Freirdume fur
die Landwirtschaft, um diese Qualitat liefern zu kénnen und sich auf ihre Kernaufgabe, namlich die
Lebensmittelproduktion, zu konzentrieren. Unsere Wertschatzung gilt allen Teilen des primaren
Sektors — von der Alm mit Weidevieh bis zur Zanderzucht!

Umwelt und Landwirtschaft in Einklang bringen — Verbraucher schiitzen

Die AfD sucht nach intelligenten Lésungen, die effizienter wirken als Verbote. Okologie und Okonomie
sollen nicht miteinander im Widerspruch stehen. SchlieRlich haben technischer Fortschritt und
Marktwirtschaft Umweltbelastungen reduziert, nicht Verzicht und Riickschritt. Die Entm{indigung von
Landwirten und Verbrauchern durch immer mehr Verordnungen muss ein Ende finden.
Entscheidungen missen auf der Grundlage rationaler Faktenanalysen statt ideologischen
Wunschdenkens getroffen werden.

EU-Abhidngigkeit vermindern — Agrarpolitik renationalisieren

Wir wollen die Zustandigkeit fir die Agrarpolitik wieder der Verantwortung der Mitgliedslander
Ubergeben. Innerhalb Deutschlands muss Landwirtschaft Landersache werden. Der Umweg, die
Landwirtschaftspolitik iber die EU zu finanzieren, ist umstdndlich, teuer und widerspricht dem
Grundsatz der Subsidiaritdit. Auch werden unsere heimischen Interessen dabei kaum noch
berilicksichtigt. Landwirte in anderen Landern sollen nicht mit deutschem Steuergeld subventioniert
werden.

Selbstversorgungsgrad erhéhen — Innovationen fordern

Die AfD will den in der jlngeren Vergangenheit verlorenen Grad an Selbstversorgung bei
Grundnahrungsmitteln wieder dauerhaft erhéhen. Wir wollen wichtige Wertschopfungsketten
vollstdndig im Land behalten und auch Uberschiisse auf den Weltmarkt exportieren. Innovationen im
Gartenbau und in der Landwirtschaft stehen wir offen gegeniiber, sofern die Interessen des Umwelt-
und Verbraucherschutzes dadurch gewahrt und gesteigert werden.
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Bauernland in Bauernhand - die ganze Bandbreite soll es sein

Die AfD lehnt es ab, konventionellen und 6kologischen Anbau gegeneinander auszuspielen. Wir wollen
im Pflanzenschutz bewahrte Standards erhalten und den birokratischen Einfluss der EU
zurickdrangen. Nahrungsmittelerzeugung geht vor Energieerzeugung. Landwirtschaftliche Flachen
sind kein Spekulationsobjekt fiir Geldanleger. Die AfD fordert einen gesunden Wettbewerb von
okologischem und konventionellem Landbau — ohne eine ideologisch verordnete Zielquote.

Jagd-, Forst- und Fischwirtschaft als Partner von Wald- und Naturschutz férdern

Der Wald mit seinen vielfaltigen gesellschaftlichen und kulturellen Dimensionen muss geschitzt und
erhalten werden. Dabei darf der private Waldbesitz gegeniiber dem Staatswald nicht benachteiligt
werden. Wir setzen uns fur einen ,,Wald mit Wild“ ein. Die AfD schatzt den Einsatz unserer Forster
und Jager mit ihrer Arbeit in Wald und Flur und dem damit verbundenen wertvollen Beitrag zum
Umwelt- und Naturschutz. Die AfD mochte die Fischerei unterstiitzen und erhalten. Fischrauber, wie
der Fischotter, sollen bei starker Populationsdichte entnommen werden kdnnen. Die Durchgangigkeit
aller FlieBgewasser soll sichergestellt sein.
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Umwelt- und Verbraucherschutz

Bayerische Spitzenqualitat

Der Verbraucher muss sich bei der Sicherheit von Giitern und Lebensmitteln stets auf Qualitat und
Hygiene verlassen konnen. Der Schutz der Verbraucher ist kein Luxusgut, das anderen Politikfeldern
nachgeordnet sein darf. Er ist eine umfassende Aufgabe fiir eine ganze Reihe von politischen Sektoren.
Die AfD versteht Verbraucherpolitik und Verbraucherschutz nicht allein und noch nicht einmal
vorrangig als Staatsaufgabe, sondern als gemeinsame Aufgabe staatlicher und gesellschaftlicher
Akteure.

Verbraucherrechte starken und umsetzen

Die AfD fordert eine starkere Stellung von Verbrauchern gegenilber der Lebensmittelindustrie. Die
anerkannten Verbraucherverbinde und Verbraucherzentralen leisten hierzu ihren Beitrag. In den
Schulen soll die Verbraucherbildung mehr Gewicht bekommen. Eine Aufweichung der geltenden
Standards, zum Beispiel durch einseitig ausgehandelte Freihandelsabkommen, lehnt die AfD ab. Auch
bei importierten Lebensmitteln miissen die Verbraucher auf die Sicherheit und die Einhaltung der
Standards vertrauen kénnen.

Tierwohl und Tierschutz konsequent durchsetzen

Bei Tiertransporten, die zu Schlachtungszwecken erfolgen, soll der nachstgelegene Schlachthof genutzt
werden miussen. Regionale Schlachthofe, die den Anforderungen des Tierschutzes und der
tierseuchenrechtlichen Bestimmungen gerecht werden, sind deshalb zu férdern. Missstande bei
Tiertransporten miissen energisch, auch grenzibergreifend, abgestellt werden. Die Forderung
regionaler Schlachtung ist dazu ein Mittel. Das Schachten lehnen wir grundsatzlich ab.

Eingewanderte Arten und Woélfe beschrianken

Wir fordern eine realistische Bewertung der Wolfbestande und ein effektives Wolfsmanagement. Im
Schadensfall sind angemessene Hilfen zur Entschadigung flir die Betroffenen unbirokratisch zu leisten.
Jagdpachter, Forster und Weidetierhalter mit entsprechender Ausbildung missen bei der Kontrolle,
Reduzierung oder Vergramung mit einbezogen werden. Deshalb fordert die AfD, die Entnahme von
Woélfen unbirokratisch und schnell zu ermdglichen. Neu eingewanderte Arten sollen wieder
zurlickgedrangt werden.
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Nitratbelastung des Grundwassers verringern

Der Nitrateintrag in unser Grundwasser ist ein Problem, an dem viele Faktoren beteiligt sind, darunter
Landwirtschaft, Gewerbe, Industrie und Kanalisation. Das Problem auf die Landwirtschaft allein
abzuwalzen, ist aus Sicht der AfD nicht zielfihrend. Wir werden es auf rein wissenschaftlicher Basis
angehen. Das Netz der Nitratmessstellen ist zu optimieren. Sauberes Trinkwasser ist eine
Lebensgrundlage und muss im Rahmen der Daseinsvorsorge in staatlicher Hand bleiben.

Umweltschutz nicht der Windindustrie opfern

Windenergieanlagen sind ein verhangnisvoller Irrweg. Im Betrieb sind Windkraftanlagen eine der
wesentlichen Ursachen fiir die Dezimierung insbesondere unserer Greifvogelbestinde. Sie téten
jahrlich Tausende streng geschitzte Fledermause, vernichten Milliarden Insekten jedes Jahr und
verscharfen so deren dramatischen Rickgang. Hinzu kommt noch die Verschandelung des
Landschaftsbildes durch Windparks. Das Abholzen von Waldflachen zur Errichtung von
Windkraftanlagen lehnt die AfD entschieden ab.
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Gesundheit und Pflege

Gesundheit in Freiheit und Selbstbestimmung

Die Fehlentwicklungen des deutschen Gesundheitswesens wurden spatestes in der Corona-Krise
offenkundig. Das Gesundheitswesen muss dringend reformiert werden. Die Gesundheit und das Wohl
des Patienten stehen fiir uns im Mittelpunkt. Nicht die Verwaltung von Kranken, sondern die
Wiederherstellung der Gesundheit — oder zumindest die Linderung der Krankheit — ist das Ziel einer
Gesundheitspolitik, die dem Menschen ein wirdevolles Leben erméglichen will. Wir sehen den
Menschen ganzheitlich in seiner Umwelt. Der Patient muss frei und selbstbestimmt lber seine
medizinische Behandlung entscheiden koénnen — Zwangsimpfungen und ahnliche repressive
Maflnahmen lehnen wir ab. Gesundheitsschutz muss eine nationale Aufgabe bleiben und darf nicht
der WHO und der EU Uberlassen werden.

Kliniken der Grundversorgung schiitzen

Die medizinische Grundversorgung der Menschen ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und muss
deshalb weiterhin in den Kommunen organisiert werden. Notfallambulanzen, Geburtsstationen und
grundlegende operative Versorgung miissen flachendeckend ausreichend gesichert sein. Die
finanzielle Ausstattung muss sich nach dem Bedarf richten und nicht nach dem Budget.
Gewinnorientierung in der Daseinsvorsorge ist abzulehnen. Medizinische Entscheidungen miissen die
Arzte treffen und nicht der 6konomische Klinikleiter.

In Kliniken investieren!

Investitionen in die Zukunftsfahigkeit insbesondere kleinerer Klinikstandorte, in die Energie- und
Kosteneffizienz sowie zeitgemadRe und bestmogliche Patientenversorgung missen flaichendeckend
umgesetzt werden. Sachaufwandstrager 6ffentlicher Kliniken miissen von Defizitausgleichen befreit
werden. Kostenkalkulationen im Gesundheitssystem sind ganzheitlich zu erstellen. Leistungen von
Unternehmensberatungen in Kliniken sollen durch Beratungsstellen im Ministerium ersetzt werden.
Managergehilter sind zu begrenzen.

Gute medizinische Versorgung in Bayern — Uberall!

Medizinische Versorgung braucht Patientenorientierung und kurze Wege. Je nach
Bevolkerungsentwicklung sind mehr Arztsitze zu vergeben. Das Fallpauschalensystem fihrt zu
Fehlsteuerungen und langen Wartezeiten. Ein Strukturwechsel hin zur Einzelleistungsvergiitung
beseitigt Fehlanreize. Gesetzlich Versicherte sollen Einblick in die Abrechnung der Arztkosten erhalten.
Das Vergabeverfahren von Medizin-Studienplatze ist zu Giberdenken. Empathische und begabte junge
Menschen, die sich zu einer arztlichen Tatigkeit berufen fiihlen, missen auch mit einem Numerus
Clausus Uber 1,1 dieselben Chancen haben wie ein Top-Abiturient.
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Pflege stirken — Ambulante und stationédre Pflege aufwerten

Das Pflegesystem steckt in groRen Schwierigkeiten. Nicht erst seit Corona zeigen sich Defizite und
Fehlentwicklungen. Uberlastetes Pflegepersonal durch unzumutbare Arbeitsbedingungen,
Fachkraftemangel und die demografische Situation tragen zu den Missstdanden bei. Die AfD fordert
eine grolRe Pflegereform. Dabei wollen wir ein verpflichtendes soziales Jahr einfiihren. Pflege braucht
viel Zeit — sie muss sich am Bedarf der Menschen orientieren und nicht als Profitsystem verstanden
werden.

Corona-MaBnahmen juristisch und wissenschaftlich aufarbeiten!

Die unverhaltnismaRigen und z.T. verfassungswidrigen Mallnahmen der Bayerischen Staatsregierung
in der sogenannten Corona-Pandemie haben unser Leben massiv beeintrachtigt. Das féderale System
hat versagt. Eine juristische und wissenschaftliche Aufarbeitung der rechtswidrigen Politik ist dringend
erforderlich! Die genbasierten mRNA-Injektionen miissen ausgesetzt und die hohe Ubersterblichkeit
sowie Impfschaden transparent untersucht werden. Fiir Impfgeschadigte sollen neutrale Anlaufstellen
eingerichtet werden, die die Schaden prifen und addquate Therapien und Hilfen anbieten. Die
Feststellung einer Pandemie darf in Zukunft nur noch nach wissenschaftlich basierten,
rechtsstaatskonformen und transparenten Kriterien erfolgen.

Kein Impfzwang! — Freiheitsrechte bewahren

Nie wieder darf es eine Ausgrenzung und Diskriminierung von Menschen, die eine Impfung ablehnen,
geben. Eltern missen frei entscheiden diirfen, ob sie ihr Kind gegen Masern impfen lassen wollen. Die
ohne hinreichende medizinische Evidenz eingefiihrte Masern-Impfpflicht ist dringend wieder
rickgangig zu machen. Vor der Zulassung eines Impfstoffs soll eine evidenzbasierte Kontrollstudie
durch eine unabhangige Stelle durchgefiihrt werden. Impfempfehlungen diirfen nur durch STIKO-
Mitglieder, die von der Pharma-Industrie nachweislich unabhangig sind, getroffen werden. Die Blirger
sind Uber die Inhaltsstoffe und deren mogliche Risiken sorgféltig aufzuklaren. Die zuverldssige Meldung
von Impfschdaden muss konsequent eingefordert werden. Im Falle eines Impfschadens hat der
Hersteller des Impfstoffes zu haften, nicht der Steuerzahler.

Digitalisierung nur unter strengen Datenschutzbestimmungen

Digitalisierung und starkere Vernetzung sind in der Verwaltung und im Kundenservice sinnvoll. Bei
umfassenden Gesundheitsdatenbanken besteht allerdings die Gefahr des Datenmissbrauchs. Sensible
Gesundheitsdaten diirfen weder in Deutschland noch auf EU-Ebene in zentralen Datenbanken erfasst
werden. Den Europaischen Datenraum fiir Gesundheitsdaten (EHDS) darf Bayern nicht unterstiitzen.
Ein zentrales Impfregister mit einer Verknipfung der Steuer-ID oder ,Birger.ID“ lehnen wir
entschieden ab. Digitalisierung darf nicht zu mehr Uberwachung oder ,Social Scoring” lber das
Gesundheitswesen fiihren. Die AfD stellt sich gegen transhumanistische Bestrebungen, den Menschen
zu Uberwinden. Unser Mal3stab ist die freie menschliche Personlichkeit.
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Gemeinwohlorientierte medizinische Forschung und Lehre in Bayern fordern

Forschung und Lehre werden zu einem erheblichen Teil aus Drittmitteln finanziert. Dies kann zu
verzerrten Studienergebnissen flihren und die inhaltliche Ausrichtung der Forschung beeinflussen. Die
Aufgabe der Bayerischen Staatsregierung sollte die Férderung einer unabhangigen Forschung sein, die
sich am Gemeinwohl orientiert. Die Grundausstattung der Universitdaten muss verbessert werden, um
den Einfluss der Pharma-Industrie auf Grundlagenforschung und Lehre zu begrenzen. Auch Gebiete,
die fir die Industrie weniger lukrativ, aber fiir den Erhalt der Gesundheit der Bevélkerung wichtig sind,
missen erforscht werden. Freie wissenschaftliche Debatten miissen ohne jede Ausgrenzung
abweichender Meinungen geférdert und sichergestellt werden.

Bayerische Initiative fiir ganzheitliche Medizin und traditionelle Naturheilkunde

Viele Patienten wiinschen sich eine ganzheitliche Betrachtung ihrer Beschwerden und einen kausal
orientierten Behandlungsweg. Neben einer starkeren Gewichtung des Arzt-Patienten-Gesprachs
sprechen wir uns fir die Einrichtung von Lehrstihlen fir ganzheitliche Medizin und Naturheilkunde
sowie flr entsprechende Forschungsprogramme aus. Die Erkenntnisse daraus sollen die medizinische
Versorgung erweitern. Das Berufsbild des Heilpraktikers gilt es als wertvolle Ergdnzung des
Therapieangebotes sowie der ambulanten Infrastruktur zu erhalten.

Cannabis nur im medizinischen Bereich

Die AfD fordert eine wissenschaftliche Neubewertung der Cannabispflanze und eine neutrale
Einordnung ihres Gefahrenpotentials. Der Wirkstoff von Cannabis (THC) besitzt positive Effekte,
weshalb die Verwendung fiir medizinische Zwecke sinnvoll und forderungswiirdig ist. Einer
unkontrollierten Freigabe der Pflanze steht die AfD kritisch gegeniiber, da der genaue Inhalt an THC
und anderen Substanzen nicht geregelt und Uberprift werden kann. Die AfD fordert dariber hinaus
eine Uberpriifung der bisherigen Strafverfolgung im Hinblick auf ihre Angemessenheit und
Wirksamkeit.

Pflege durch Angehorige starken

Jeder Mensch mochte in seiner gewohnten Umgebung, solange es geht, moglichst selbstandig und
selbstbestimmt leben. Pflegende Angehorige gilt es zu entlasten. Wir fordern eine
Angehorigenpflegezeit, dhnlich dem Erziehungsurlaub, mit Berufsschutz und einem finanziellen
Ausgleich, der sich der Bezahlung professionellen Pflegepersonals anndhert. Dem generellen
Personalmangel in der Pflege ist durch grundsatzliche Reformen zu begegnen. Der Pflegeberuf muss
attraktiver gemacht werden!

Pravention vor Krankheit durch Eigenverantwortung und Kompetenz
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Die Gesundheit des Menschen wird durch verschiedene Faktoren beeinflusst: unter anderem durch
die Genetik, Lebens- und Verhaltensweisen, sozio6konomische Bedingungen, Umweltfaktoren und die
Gesundheitsversorgung. Wahrend die Behandlung von Krankheiten in den Bereich der Medizin fallt,
muss jeder Mensch mehr Kompetenz und Eigenverantwortlichkeit bei der Gesundheitsvorsorge
erlangen. Entsprechende Bildung ist bereits im Kindergarten und in der Schule zu vermitteln.
Gesundheit ist immer glnstiger als die Heilung von Krankheit. Und vor allem ist sie ein wesentlicher
Bestandteil unserer Lebensqualitat.

Vorsorge und Gesundheitsschutz

Jeder Biirger kann seine individuelle Gesundheit durch seine Lebensweise und sinnvolle
Voruntersuchungen selbst schiitzen. Jedoch ist die Gesundheit auch Umwelteinflissen ausgesetzt, die
der Einzelne nicht steuern kann. Die AfD verlangt die Novellierung und Verscharfung von Gesetzen und
Verordnungen, welche die Grenzwerte toxischer Rickstidnde in der Umwelt regeln. Wir fordern
unabhangige Forschungsprogramme zur Bewertung gesundheitlicher Risiken z.B. durch hochfrequente
Handy-Strahlung!
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Soziales, Arbeit und Wohnen

Fiir eine freiheitliche Sozialpolitik

Die AfD in Bayern versteht unter einer birgerfreundlichen Sozialpolitik eine Politik, die den Biirgern
groBtmaoglichen personlichen Freiraum lasst und sie dabei unterstitzt, eigenverantwortlich fir ihr
materielles Wohl zu sorgen.

Eigenes Heim — bezahlbar und zukunftssicher

Die AfD wird das Wohnen wieder glinstig machen. Wir wollen die Baukosten senken, das bayerische
Baurecht vereinfachen und die Gebaudeenergiegesetz-Vorgaben reduzieren. Fir selbst genutzte
Immobilien muss die Grunderwerbssteuer entfallen. Die Grundsteuer wollen wir abschaffen. Die
rechtlichen Vorgaben bei Neubauten, insbesondere zur Warmedammung und zur Nutzung
sogenannter erneuerbarer Energien, sind auf ein bauphysikalisch sinnvolles Minimum zu reduzieren.
Es darf keinen Zwang zu Dammung und energetischer Sanierung geben! Durch die Digitalisierung von
Bauantragen und Baugenehmigungen muss der biirokratische Prozess vereinfacht werden. Wir lehnen
sozialistische Mietendeckel und Mietpreisbremsen ab. Wir fordern die Forcierung des
genossenschaftlichen Wohnungsbaus und die Ankurbelung des vernachladssigten sozialen
Wohnungsbaus. Fiir die Vermietung leerstehender Wohnimmobilien wollen wir Anreize schaffen. Der
Mietkauf fiir den Ersterwerb einer selbstgenutzten Wohnimmobilie soll durch Bereitstellung
zinsglinstiger KfW-Darlehen gefordert werden.

Wohnen gerecht fordern — Vorrang fiir Einheimische

Deutsche Staatsbiirger diirfen beim Zugang zu Wohnraum nicht langer benachteiligt werden. Sie sind
es hauptsachlich, die jeden Tag arbeiten und mit ihren Leistungen unser Land tragen. Daher fordern
wir, die Verzerrungen auf dem Wohnungsmarkt infolge staatlicher Eingriffe bei der
Asylbewerberunterbringung unverziglich zu stoppen. Die Masseneinwanderung, die den Wohnraum
verknappt und die Preise explodieren ldasst, muss beendet werden. Bei der Vergabe von
Wohnheimplatzen sollten deutsche Studenten gegeniber auslandischen Kommilitonen Vorrang
haben.

Ausbau der Eigenheim-Foérderprogramme der Landesbodenkreditanstalt

Die AfD Bayern tritt flir den Ausbau der 6ffentlichen Hausbauforderprogramme (ber die landeseigene
Landesbodenkreditanstalt ein. Angesichts steigender Finanzierungskosten muss der Traum vom
Eigenheim auch als Altersvorsorge fir weite Bevolkerungskreise gerade im landlichen Raum erfillbar
bleiben und seine Verwirklichung intensiv gefordert werden.

38



Fachkrafte und Handwerker fiir Bayern

Die bisherige Fokussierung auf die akademische Ausbildung hat zu einem Uberangebot an
Akademikern gefiihrt, wahrend die Ausbildung im Handwerk ein Schattendasein fihrte. Infolgedessen
kénnen heute hunderttausende Stellen im Handwerk nicht qualifiziert besetzt werden. Eine neue
Politik muss dem Handwerk den ihm gebiihrenden gesellschaftlichen Stellenwert geben. Wir verlangen
daher, dass die Meisterausbildung so geférdert wird, wie es flir akademische Studiengdnge
selbstverstandlich ist.

Ja zur Gleichberechtigung — Nein zu Quoten!

Wir bekennen uns zur grundgesetzlich garantierten Gleichberechtigung von Mann und Frau.
Quotenregelungen und eine verordnete ,Gleichstellung” lehnen wir als leistungsfeindlich, ungerecht
und als verfassungswidrige Diskriminierung ab. Madnner und Frauen haben unterschiedliche Starken
und Vorlieben, auch im Hinblick auf die Berufswahl. Wir setzen uns fir eine Wertschatzung und
angemessene leistungsbezogene Bezahlung in allen Berufen ein.

Bayerisches Seniorengeld

Das deutsche Rentenniveau liegt im OECD-Vergleich weit hinten. Lander wie Ungarn und Griechenland
gewadhren ihren Blrgern deutlich h6here Renten. Die AfD setzt sich deshalb auf Bundesebene fiir eine
umfangliche Rentenreform ein; zusatzlich fordert die AfD die Einflihrung eines kapitalfondsgedeckten
Bayerischen Seniorengeldes fiir alle Bezieher von Altersrente. Damit wiirde man den erhéhten
Lebenshaltungskosten in Bayern entsprechen.

Bayern endlich barrierefrei machen

Wir fordern, 6ffentliche Platze und Gebaude nach Méglichkeit so umzubauen, dass alle Menschen mit
einer korperlichen Beeintrachtigung diese ohne Hilfe besuchen und erreichen kdnnen. Wir sorgen nach
besten Kraften dafiir, dass diese Menschen eigenstandig ihren Alltag meistern kdnnen und nicht von
unnotigen Hiirden behindert werden. Fiir 6ffentliche Gebaude, die neu gebaut werden, missen ein
ebenerdiger Eingang, automatisch 6ffnende Tilren, ein Aufzug und extra groRe Toiletten mit Deckenlift
als Standards gelten.

Proaktiver Biirgerservice

Die AfD fordert die Einrichtung von flachendeckenden Beratungseinrichtungen fiir Blrger in Bayern.
Fachlich geschulte Mitarbeiter beraten nach Terminabsprache vor Ort oder machen, falls notwendig,
Hausbesuche. Sie nehmen proaktiv Kontakt mit Blrgern auf und informieren auf Wunsch Uber
staatliche Leistungen in verschiedenen Lebenslagen.
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Verkehr und Infrastruktur

Verkehr und Infrastruktur miissen den Menschen dienen

Die AfD spricht sich fir eine an den Bediirfnissen der Birger orientierte Verkehrspolitik aus. Eine
ideologisch geleitete Verbotspolitik, die bestimmte Verkehrsmittel bevorzugt oder benachteiligt, lehnt
die AfD ab. Im Vordergrund steht fir uns die Freiheit der Birger bei der Wahl des individuell
glinstigsten Verkehrsmittels. Die AfD erkennt den motorisierten Individualverkehr als beliebteste und
mittlerweile sehr umweltfreundliche Moglichkeit der Fortbewegung an. Dieser muss bezahlbar bleiben
und beim Ausbau der Infrastruktur angemessen beriicksichtigt werden.

Transitverkehr bestmdéglich verlagern, bayerische StraRen fiir bayerische Nutzer

Der Transit-Glterverkehr soll moglichst weitgehend auf die Schiene und Wasserwege verlagert
werden; dazu soll auch die Lkw-Maut beitragen. Das Konzept der ,rollenden LandstralRe” soll fir die
Transitverbindungen durch Deutschland mit regelméaRigen Taktungen etabliert werden. Das Netz an
Verladestellen und multimodalen Giiterverkehrszentren (Stralle, Schiene und Wasserwege) ist daher
zu verdichten. Die Eisenbahn-Infrastruktur muss das zusédtzliche Verkehrsaufkommen zu
wettbewerbsfahigen Kosten und Transportzeiten aufnehmen kénnen.

StraBeninfrastruktur weiterentwickeln, Engpdsse beseitigen, landlichen Raum férdern

Die StraBe tragt auch kinftig die Hauptlast des Verkehrs. Der Freistaat Bayern muss die
StraBenverbindungen im landlichen Raum verbessern und energisch darauf dringen, dass der Bund die
Licken im Fernstralennetz schlieBt — durch Fertigstellung der A94, Lickenschlisse mit
Untertunnelung beim Frankenschnellweg (A73) und beim Autobahnring A99 im Siiden Miinchens
sowie durch den Ausbau der A8 in Richtung Salzburg. Flir Lkw mussen ausreichend Parkplatze
bereitstehen. Die regionale StraRenplanung muss unter Beteiligung der Biirger vor Ort erfolgen.

Offentlichen Nah- und Fernverkehr gemeinsam mit den Biirgern verbessern

Die Bahn ist in schlechtem Zustand, insbesondere in Bayern. Es gibt groBen Sanierungsbedarf, aber
auch viele anstehende Aus- und Neubauvorhaben. Dabei miissen Larmschutz und Landschaftsschutz
einen hohen Stellenwert haben. Die Planung muss unter Einbeziehung der Anwohner erfolgen.
Plnktlichkeit, Sicherheit und Sauberkeit sowie eine optimale Taktung von Bus- und Bahnverkehr
missen gewahrleistet werden. Die AfD fordert flir Bayern entscheidende Mitsprache beim geplanten
Deutschland-Takt. Dieser muss fiir Bayern wesentliche Vorteile bringen.
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Bayerische Flughdfen besser vernetzen und ihre Zukunft sichern

Die Flughafen spielen im bayerischen Verkehrssystem eine sehr wichtige Rolle, sowohl fir
geschaftliche Zwecke als auch fir den Tourismus. Die Zukunft der Flughdfen und Landeplatze muss
gesichert und vor griiner Verbotspolitik geschiitzt werden. Die AfD setzt sich flir Fernbahnanschlisse
der Flughdfen Miinchen und Nirnberg ein, die diese untereinander und mit anderen wichtigen
Verkehrsknotenpunkten bei kurzer Fahrzeit verbinden.
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Landlicher Raum

Gutes Leben auf dem Land — Landlichen Raum pflegen

Um gleichwertige Lebensbedingungen in ganz Bayern zu schaffen, muss das Dorfleben geférdert und
die noch bestehenden kleinen Laden erhalten bleiben. Backereien und Metzgereien, Dorf- und
Hofladen wollen wir durch Entlastungen bei Steuern und Abgaben sowie den Abbau von
blrokratischen Auflagen unterstitzen. Wir fordern auRerdem ein Sonderprogramm zur Unterstiitzung
von kleineren und mittleren Gaststatten inklusive Mischbetrieben in Gemeinden bis zu 6.000
Einwohnern. Grundschulen und Kindergarten sind auch bei voriibergehend sinkender Kinderzahl zu
erhalten.

Regionale Finanzversorgung retten — Landliche Bankfilialen erhalten

Die AfD Bayern halt es fiir dringend geboten, die Versorgung mit 6rtlichen Bankdienstleistungen im
landlichen Raum sicherzustellen. Durch geeignete staatliche Standortférderung muss mindestens eine
regionale Bank- oder Sparkassenfiliale im Umkreis von 10 km erreichbar sein.

Kulturlandschaften erhalten — Flaschenverbrauch eindammen

Die AfD fordert Naturschutz mit den Bauern, nicht gegen sie. Grund und Boden vermehrt sich nicht;
unsere Lebensgrundlage muss erhalten werden. In der lberwiegend kleinrdumig strukturierten
Landschaft Bayerns mit ihren vielen unterschiedlichen Landschaftstypen ist die Landwirtschaft der
wichtigste Pfeiler der Pflege unserer Kulturlandschaft. Die Lebensmittelproduktion hat fiir uns Vorrang
vor Energiegewinnung, Gewerbe und Industrieanlagen, Siedlungsdruck oder sonstigen Faktoren der
Bodenversiegelung.

Regionale Vermarktung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse ausbauen

Die AfD will Direktvermarktung und Erzeugergemeinschaften unterstiitzen. Die Vermarktung
landwirtschaftlicher Erzeugnisse in Bayern ist liber die Starkung regionaler Wertschépfungsketten
weiter auszubauen. Die AfD will regionale Erzeugergemeinschaften beim Ausbau ihrer Marktposition
fordern. Wir wollen ihnen bei der Vermarktung und der Weiterentwicklung ihrer Erzeugnisse zu
héherwertigen Produkten in der Wertschopfungskette zur Seite stehen und sie beim Einkauf von
Betriebsmitteln unterstltzen.
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Steuern, Finanzen, Offentlicher Dienst und Grundfunk

Drastische Steuersenkungen!

Die Altparteien transformieren den gerechten Sozialstaat in einen ungerechten Transferstaat, wobei
die immense Steuerlast von 40 Prozent der Wirtschaftskraft und fast der Halfte der Lohneinnahmen
den Arbeitswillen ersticken. Die AfD ist die einzige Partei, die alle Steuerzahler und Leistungstrager
drastisch und spirbar entlasten will. Dafiir fordern wir die Abschaffung der Grundsteuer, die
Aufhebung der Grunderwerbssteuer fiir die erste selbstgenutzte Immobilie und die Abschaffung der
Erbschaftssteuer und Schenkungssteuer. Wir verlangen auRerdem die Erhohung des Freibetrags der
Einkommenssteuer und des Sparerpauschbetrags, die Einflihrung von Familiensplitting, die
Abschaffung der kalten Progression, des Solidaritatszuschlags, der CO2-Abgabe und des CO2-
Emmissionshandels. Weiterhin setzen wir uns fiir die Senkung der Strom- und Energiesteuern, die
Abschaffung aller Substanzsteuern sowie des Rundfunkbeitrags, die Senkung des kombinierten
Unternehmenssteuersatzes (Korperschaftssteuer und Gewerbesteuer) und die Besteuerung der nur
entnommenen Gewinne bei Einzelunternehmern und KMU ein. Eine globale Mindeststeuer darf es
nicht geben. Die Besteuerung von (digitalen) Megakonzernen hat nach dem Marktlandprinzip zu
erfolgen. Der Steuerwettbewerb der Gemeinden und Kommunen ist zu starken.

Schlanker Staat im Dienst der Biirger

Linksgriine Bestrebungen haben die Politik im Freistaat Bayern weitgehend Gbernommen, was zu
Uberschuldung, Steuerverschwendung und Zentralisierung fithrte. Nur die AfD steht firr einen
schlanken Staat im Dienst der Biirger, fir Subsidiaritdat und Haushaltsdisziplin. Wir fordern die Senkung
von Subventionen, die Bestrafung von Steuerverschwendung, den Verzicht auf Neuverschuldung des
Staatshaushalts und die doppelte Buchfiihrung der Staatsfinanzen. Der EU-Finanzausgleich muss
maximal gesenkt, und bayerische Staatseinnahmen missen vornehmlich fir Bayern verwendet
werden. Das Vergabewesen ist ideologiefrei zu gestalten. Staatliche Ristungsauftrage sind vorrangig
an die heimische Industrie zu vergeben. Des Weiteren wollen wir die EU-weite Ausschreibungspflicht
abschaffen oder zumindest eine maRgebliche Anhebung des Freibetrags erreichen. ,,Oko-Tokens” oder
ein Sozialpunktesystem, mit dem die Biirger beeinflusst und manipuliert werden sollen, lehnen wir ab.
Wir erteilen auch einem ,Klimageld“, staatlichen Klimaschutzvertragen und EEG-Subventionen eine
klare Absage.

Riickkehr zur strikten Finanzstabilitat ohne ,,Wenn und Aber*

Die AfD Bayern setzt sich im Sinne kinftiger Generationen fir die Rlckkehr zu einer soliden
Finanzierung des Freistaates Bayern ohne Verschuldung ein. Gerade in Zeiten angeblich
krisenbedingter, stiandig zunehmender Ausgabensteigerungen muss das Ziel eines schuldenfreien
Haushaltes umso starker verfolgt werden.
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Reform des Gemeindehaushaltsrechts

Unsere Kommunen missen so aufgestellt werden, dass sie den grof3en, insbesondere finanziellen,
Herausforderungen der kommenden Jahre gewachsen sind. Die AfD setzt sich deshalb fiir eine Reform
des Gemeindehaushaltsrechts ein, die eine Verpflichtung zur Umstellung auf Doppik enthélt, um die
noch in vielen bayerischen Gemeinden verwendete Kameralistik als Buchfiihrungsmethode abzulésen.
Die Doppik ermoglicht eine umfassende Verschuldungsdarstellung, setzt Inventuren voraus und macht
es moglich, neben der Liquiditat auch die Wirtschaftlichkeit einer Gemeinde zu beurteilen. Mit diesen
Werkzeugen kénnen Probleme und grundlegende Anderungen im Haushalt rechtzeitig erkannt und
Malnahmen eingeleitet werden.

Daseinsvorsorge in 6ffentlicher Hand behalten

Die AfD Bayern fordert, Einrichtungen der Daseinsvorsorge im Freistaat in offentlicher Hand zu
behalten und dies rechtlich durch Erhebung in Verfassungsrang sicherzustellen. Dies gilt vor allem fiir
die kommunale Wasserversorgung, die im Rahmen des Programmes , Wasserzukunft Bayern 2050
besonderen Schutz genieRen soll.

Grundfunk statt 6ffentlich-rechtlicher Staatspropaganda

Das derzeitige o6ffentlich-rechtliche Rundfunksystem werden wir grundlegend reformieren. Nach dem
notwendigen Ausstieg Bayerns aus dem Medienstaatsvertrag wird der Bayerische Rundfunk die
Grundversorgung mit ausgewogenen und niveauvollen Kultur-, Nachrichten- und Bildungsformaten
Ubernehmen, zu der auch die Berichterstattung Gber regionale Sportereignisse gehort. Das ermaoglicht
eine drastische Beitragssenkung fiir die Blirger. Kontrolliert wird der neue Bayerische Grundfunk von
einem — direkt von den Biirgern gewahlten — ehrenamtlichen Grundfunkrat.

Fiir den innovativen Finanzplatz Bayern — Edelmetallhandel ausbauen

Die AfD Bayern setzt sich fir den Ausbau des Finanzplatzes Bayern ein. Mit der Bayerischen
Landesbank im Staatsbesitz verfiigt der Freistaat Giber einen der grofSten deutschen Goldhandler und
sollte dariber die Bérsenhandelsplatze Miinchen und Nirnberg fiir den Handel mit Gold und Silber,
aber auch mit innovativen, etwa blockchainbasierten Finanzprodukten, ausbauen.

Bargeldgarantie in die Bayerische Verfassung!

Bargeld ist gemiinzte Freiheit. Die AfD Bayern fordert, das Bargeld ohne Beschrankungen fir alle
Biirger zu erhalten. Vor dem Hintergrund einer absehbaren Digitalisierung der Zahlungsmittel ist es
unerlasslich, diese Freiheit auf hochster Ebene zu verankern. Daher gehort ein Bekenntnis zum Bargeld
in die Bayerische Verfassung.
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Aufbau einer bayerischen ,,Goldreserve”

Die AfD beflirwortet den Aufbau einer eigenen Goldreserve des Freistaates Bayern als zuséatzliches
wertaufbewahrendes und werterhaltendes Volksvermogen mit Ewigkeitsgarantie. Nach dem Vorbild
der Bundesbank kann iber die Bayerische Landesbank ein ,bayerischer Goldschatz” aufgebaut
werden, der unabhangig von schmelzendem Euro, wachsender Inflation, Wirtschaftskrisen,
Borsenschwankungen und Giberbordender Staatsverschuldung Werte des Volksvermogens erhilt.
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Bezirkstagswahlprogramm

Wissenswertes zu den bayerischen Bezirken

Die bayerischen Bezirkstage sind eine Besonderheit und nur in Bayern und der Rheinpfalz vorgesehen.
Neben den sieben Regierungsbezirken bestehen in dritter kommunaler Ebene die Bezirkstage. Diese
Ubernehmen Aufgaben, die Gber die Zustandigkeit und das Leistungsvermoégen der Landkreise und
kreisfreien Stadte hinausgehen. Im Wesentlichen betrifft das die Bereiche Soziales, Gesundheit,
Heimat, Tradition, Kultur, Jugendbildung und Umwelt. Rund 94 Prozent der Haushaltsmittel werden
im Sozial- und Gesundheitswesen, in der Pflege und der Behindertenarbeit aufgewendet. Als AfD
achten wir darauf, dass das Geld bei den hilfsbedirftigen Menschen ankommt und nicht fir
ideologische Projekte verschwendet wird. Die Schnittstelle zur Staatsregierung findet sich beim
Bezirketag, dem kommunalen Spitzenverband der sieben Bezirke Bayerns.

Heimat und Kultur

Bayern ist lebens- und liebenswert. Mit seiner malerischen, vielfaltigen Landschaft, den Bergen,
Waldern und Seen, den kleinen Dorfern ebenso wie dem Charakter der Kleinstddte und der
Landwirtschaft zeichnet sich Bayern aus. Aber auch der ,,Bayer”, der Mensch, ist etwas ganz ,,Eigenes”.
Heimatpflege ist fiir die AfD neben der Natur auch die Pflege der Traditionen, Brauche und Kultur, des
Dialekts und der Sprache. Durch Denkmalschutz und eine objektive, ehrliche Erinnerungskultur soll die
Geschichte der Bayern an junge Generationen weitergegeben werden.

Inklusion und Teilhabe

Die Inklusion von Menschen mit Behinderung ist eine der origindaren Aufgaben der Bezirke. Das Wohl
der Betroffenen hat oberste Prioritat. Die AfD begriiRt die Teilhabe von Menschen mit Behinderung
und fordert ihre optimale individuelle Betreuung und Forderung. Die Schulbegleitung halten wir in der
Praxis fir mangelhaft. Wir fordern, dass Lehrkrafte fiir Inklusionsklassen in Sonderpadagogik
fortgebildet werden. Der Einsatz von Schulbegleitern fiihrt oftmals zu einer Mehrfachbesetzung von
Betreuern in einer Klasse. Hier muss das Kultusministerium nachbessern und darf diese Problematik
nicht auslagern.

Teilhabe am Arbeitsleben

Versuche, Menschen mit Behinderung aus den Werkstatten auf den Arbeitsmarkt zu bringen, um sie
dort zu integrieren, fihren bei den Betroffenen oft zur Ablehnung. Die AfD fordert, dass die
personlichen Winsche der Betroffenen respektiert werden. Inklusion darf nicht unter Druck
geschehen.
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Mehr Hilfen fiir Schwerstmehrfachbehinderte und deren Eltern

Schwerstmehrfachbehinderte, die aufgrund ihrer Krankheit zum Uberleben auf eine 24-Stunden-
Betreuung angewiesen sind, sind nicht in der Lage, eine Schule oder Werkstatt zu besuchen oder eine
andere Art von Behindertenhilfe in Anspruch zu nehmen. Aus Liebe zu ihrem Kind leisten Eltern diesen
Dienst gerne, solange sie das kdnnen. Es gibt jedoch erschiitternde Falle, dass vollig Gberlastete Eltern
aus Verzweiflung ihrem Kind und sich selbst das Leben nehmen. Die AfD fordert spezielle
Hilfeangebote flr besonders betroffene Eltern.

Betroffene besser in Entscheidungen einbinden

Als (berortlicher Trager der Sozialhilfe finanzieren die Bezirke Leistungen fiir Menschen mit
Behinderung und Pflegebedarf und tGbernehmen dadurch wichtige Aufgaben im Sozialwesen. Wir
betrachten die sozialen Belange als Kernaufgaben der Bezirke. Fiir die Integration, Inklusion und die
Teilhabe von Menschen am gesellschaftlichen Leben ist zu sorgen, um selbststiandiges und
selbstbestimmtes Leben in Wirde zu ermdglichen. Wir fordern dabei die starkere Einbeziehung der
benachteiligten Menschen in Entscheidungsprozesse. Statt (iber diese Menschen zu reden, muss man
mit ihnen reden. Sie sind unsere Mitbiirger und gehéren zu unserem Gemeinwesen.

Pflegestiitzpunkte zur neutralen Beratung bayernweit ausbauen

Fir die Orientierung und Unterstitzung der Pflegebediirftigen und ihrer Angehorigen wurden in
Oberbayern sogenannte Pflegestiitzpunkte eingerichtet. Die anderen Bezirke ziehen nach. Wir
begriRen eine dezentrale, neutrale Beratung in allen Belangen der Pflege und mdchten bayernweit in
jedem Landkreis und jeder kreisfreien Stadt die Einrichtung dieser Beratungsstellen erreichen.

Hilfe bei Obdachlosigkeit

Durch die willklrlichen und unverhaltnismaRigen MaBnahmen der Staatsregierung wahrend der
Corona-Krise wurden viele Menschen schwer geschadigt. Lockdowns, einrichtungsbezogene
Zwangsimpfungen, Konkurse und Arbeitsplatzverluste flihrten zu einem enormen Anstieg der
Obdachlosigkeit, die Kommunen und Kreise belastet. Die AfD fordert eine bessere Unterstiitzung der
Kommunen bei der sozialen Betreuung von Obdachlosen.

Bezirke 2030+ Fit fiir die Zukunft

Das Projekt ,Bezirk 2030+“ im Bezirk Oberbayern méchte insbesondere die Verwaltung und die
Bezirkseinrichtungen stdrken und modernisieren. Die AfD unterstiitzt diese Ambitionen in den
Bereichen der Digitalisierung, des Kundenservice, der IT-Ausstattung und bei sinnvollen Umstellungen,
welche die Verwaltung effizienter und kundenorientierter ausgestalten und auch die
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Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter erleichtern. Die Unterordnung aller sozialen Aufgaben unter die
Agenda der CO2-Neutralitat als erklartes Ziel lehnen wir jedoch ab.

Psychotherapie und Betreuung junger Menschen

Die Uberzogenen und oft rechtswidrigen Corona-Mallnahmen der Staatsregierung schadeten der
psychischen Gesundheit der Menschen enorm. Dabei fallt auf, dass sich psychische Erkrankungen,
insbesondere Depressionen, Angst- und Anpassungsstorungen, bereits bei jungen Menschen haufen.
Wahrend fiir Senioren bei Wohlfahrtsverbdanden teilweise niederschwellige Angebote bestehen,
fehlen vergleichbare Betreuungsmaglichkeiten fiir junge Menschen. Wir fordern daher, Anlaufstellen
speziell fir Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene, auBerhalb von Psychotherapie und Psychiatrie,
niederschwellig bereitzustellen.

Psychiatrie transparent machen — bessere Kontrollfunktionen vorsehen

Die Psychiatrieeinrichtungen missen von neutralen Institutionen besser kontrolliert und durch
Aufsichtsstellen Uberwacht werden. Wir fordern den Ausbau von Beschwerdestellen. Diese sind mit
Experten aus den einschldgigen Fachrichtungen zu besetzen. ZwangsmaRnahmen, Freiheitsentzug und
Unterbringung diirfen nur in einem exakt definierten gesetzlichen Rahmen erfolgen und missen genau
kontrolliert werden.

Lotsen fiir soziale Beratung

Viele Menschen in schwierigen Situationen kennen ihre Rechte und die Moglichkeiten sozialer
Hilfsangebote nicht. Ihnen fallt es schwer, sich im Dschungel der Dienstleister zurechtzufinden. Wir
wollen daher, vergleichbar mit den Pflegestiitzpunkten, neutrale Stellen bei den Bezirken einrichten,
die Hilfesuchende dabei unterstiitzen, fiir sie das passende Angebot zu finden und ihnen beim
Ausfillen von Formularen helfen.

Jugendarbeit und Politische Bildung

Politische Bildung ist zu begriBen. Doch darf diese nicht dazu instrumentalisiert werden, um
fragwiirdige ldeologien, die nur eine Gesinnung als ,richtig” anerkennen, in Kinderhirne zu
implementieren.

Zur Demokratie gehoren Toleranz, Meinungsvielfalt und die Freiheit des Individuums. Kinder und
Jugendliche sollen durch politische Bildung Demokratie im Sinne unseres Grundgesetzes
kennenlernen. Demokratie bedeutet, diese auch praktisch zu leben.
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Vereinsleben starken!

Aufgrund der aktuellen Krisen und eines gesellschaftlichen Wandels sind Kommunen oft nicht mehr in
der Lage, die ortlichen Vereine addaquat zu unterstiitzen. Finanzielle EinbuRen, gesetzliche Vorgaben,
Haftungsfragen und Personalmangel machen es Vereinen immer schwerer, ihre Aufgaben zu meistern.
Dabei erfiillen Vereine wichtige Integrations- wie auch Sozialisationsfunktionen und missen deshalb
von den Bezirken besser unterstiitzt werden.

Elektromobilitit ist ein Irrweg

Als AfD lehnen wir die Umristung der Bezirke in Bayern auf Elektro-Fahrzeuge ab. Die teilweise mit
Kinderarbeit verbundene Gewinnung von Rohstoffen fiir die Herstellung von Batterien verursacht
massive Umweltschaden und ist flir uns inakzeptabel. Darliber hinaus zeigen Studien von Joanneum
Research und Volkswagen, dass batteriebetriebene Fahrzeuge viel mehr CO2 emittieren als Diesel-
Fahrzeuge. Daher setzen wir auf eine Ausriistung der Bezirke mit Diesel-Fahrzeugen.

Leichte Sprache statt Gendersprachbarrieren

Wir lehnen die Umstellung der Kommunikation der Bezirke auf Genderschreibweise unter
Verwendung von Sonderzeichen bei der Korrespondenz und bei Sachstandsberichten ab.
Gendersprache bedeutet eine generelle Verunstaltung der Sprache und stellt insbesondere fir
Menschen mit Behinderung eine zusatzliche Hiirde und Verwirrung dar. Gegentiiber der ,Leichten
Sprache” ist das hochst kontraproduktiv und kostet dariiber hinaus viel Geld und Zeit.

Umweltschutz

Alle kostspieligen Bemiihungen um CO2-Neutralitdit werden das Weltklima aufgrund anderer, viel
relevanterer Faktoren nicht beeinflussen. Anstatt viele Milliarden Euro Steuergeld fir dieses
illusorische Ziel zu opfern, missen wir Konzepte verfolgen, die uns bei der Anpassung an veranderte
klimatische Bedingungen helfen. Die Bezirksglter muissen auf natirliche Klimaveranderungen
vorbereitet werden. Das gilt fiur die Land- und Forstwirtschaft genauso wie fiir Immobilien und
Wohnformen. Der Umweltschutz, der Erhalt der Artenvielfalt und die Pflege unserer Natur und
Gewadsser haben hochste Prioritat. Dabei gibt es jedoch nicht nur einen dogmatischen Weg, sondern
wir sollten stets verschiedene Perspektiven gegeneinander abwidgen und pragmatische
Entscheidungen fallen. Die AfD steht fir nachhaltigen, ganzheitlichen Umweltschutz statt einer
ideologisierten Fixierung nur auf das Thema ,,Klimawandel”.
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